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Drucksadle 2492 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 
(8. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Bundesleistungsgesetzes 
- Drucksache 1804 - 


A. Bericht des Abgeordneten Schmitt (Vockenhausen)*) 

B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1804 — mit den aus der 
anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Änderungen anzu- 
nehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen für erledigt 
zu erklären. 


Bonn, den 7. Juni 1956 


Der Ausschuß 

für Angelegenheiten der inneren Verwaltung 

Maier (Freiburg) Schmitt (Vockenhausen) 

Vorsitzender Berichterstatter 


*) folgt unter zu Drucksache 2492 


Drude: Bonner Universitäts-Buch druckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 




Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Bundesleistungsgesetzes 
- Drucksache 1804 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 
(8. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Bundesleistungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Grundvorschrift 

§ 1 

Leistungen können angefordert werden 

1. zur Verhütung oder Beseitigung eines 
öffentlichen Notstandes , soweit dessen 
Auswirkungen über den Bereich eines 
Landes hinausgehen oder , soweit hinrei- 
chende Anhaltspunkte erkennbar sind , 
hinausgehen können. Als öffentlicher Not- 
stand gelten insbesondere 

a) gemeine Gefahren wie Überschwem- 
mungen, Brände und Explosions- 
unglücke, 

b) eine erhebliche Störung oder Gefähr- 
dung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung im Bundesgebiet , 

c) eine Gefahr, durch die von außen der 
Bestand des Bundes entweder unmittel- 
bar oder mittelbar im Rahmen seiner 
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Entwurf eines Bundesleistungsgesetzes 

-Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Grundvorschrift 

§ 1 

Leistungen können angefordert werden 

1 . zur Abwendung einer drohenden Gefahr 
für den Bestand oder die freiheitliche de- 
mokratische Grundordnung des Bundes 
oder eines Landes, oder zur Abwendung 
oder Beseitigung einer die Sicherheit der 
Grenzen gefährdenden Störung der öffent- 
lichen Ordnung im Grenzgebiet; 
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Entwurf 

Einordnung in ein System gegenseitiger 
kollektiver Sicherheit bedroht wird; 

2. für Zwecke der Verteidigung; 


3. zur Erfüllung der Verpflichtungen des 

Bundes aus zwischenstaatlichen Verträgen 
über die Stationierung und die Rechts- 
stellung von Streitkräften auswärtiger 
Staaten im Bundesgebiet; 

4. zur Unterbringung von Personen oder 

Verlegung von Betrieben und öffentlichen 
Einrichtungen, die wegen einer Inan- 
spruchnahme von Grundstücken für 

Zwecke der Nummern 1 und 2 notwendig 
ist. 


Erster Teil 
Die Leistungen 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 
§2 

(1) Als Leistungen können angefordert 
werden 

1. die Überlassung von beweglichen Sachen 
zum Gebrauch, zum Mitgebrauch oder zur 
sonstigen Nutzung; 

2. die Überlassung von Gebäuden oder Ge- 
bäudeteilen, unbebauten Grundstücken 
oder freien Flächen von bebauten Grund- 
stücken zum Gebrauch, zum Mitgebrauch 
oder zur sonstigen Nutzung; 


3. für Zwecke des § 1 Nr. 1 die Überlassung 
von Funkanlagen zum Gebrauch oder zum 
Mitgebrauch. Soweit die Beseitigung eines 
öffentlichen Notstandes auf keine andere 
Weise möglich ist, können diese Anlagen 
ganz oder teilweise in Betrieb genommen 
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2. für Zwecke der Verteidigung, im besonde- 
ren zur Abwendung einer Gefahr, durch 
die von außen der Bestand des Bundes ent- 
weder unmittelbar oder mittelbar im Rah- 
men seiner Einordnung in ein System ge- 
genseitiger kollektiver Sicherheit bedroht 
wird; 

3. unverändert 


4. unverändert 


Erster Teil 
Die Leistungen 
ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 
§ 2 

(1) Als Leistungen können angefordert 

werden 

1 . die Überlassung von beweglichen Sachen 
zum Gebrauch, zum Mitgebrauch oder zu 
anderer Nutzung; 

2. die Überlassung von Gebäuden oder Ge- 
bäudeteilen, unbebauten Grundstücken 
oder freien Flächen von bebauten Grund- 
stücken zum Gebrauch, zum Mitgebrauch 
oder zu anderer Nutzung für die vorüber- 
gehende Unterbringung von Personen oder 
Lagerung von Gegenständen, die den im 
§ 1 genannten Zwecken unmittelbar zu 
dienen bestimmt oder hierzu geeignet sind; 

3. für Zwecke des § 1 Nr. 1 die Überlassung 
von Funkanlagen zum Gebrauch oder zum 
Mitgebrauch. Soweit die Abwendung oder 
Beseitigung einer Gefahr oder einer Stö- 
rung im Sinne des § 1 Nr. 1 auf keine 
andere Weise möglich ist, können diese An- 
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Entwurf 

werden, wobei die der Genehmigung der 
Anlage durch den Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen beigefügten 
technischen Auflagen (Bedingungen) ein- 
gehalten werden müssen; 

4. die Überlassung von Fernsprech- und Fern- 
schreibteilnehmer-Einrichtungen zum Ge- 
brauch oder Mitgebrauch; 

5. die Unterlassung des Gebrauchs, des Mit- 
ebrauchs oder der sonstigen Nutzung von 
eweglichen und unbeweglichen Sachen; 

6. die Überlassung beweglicher Sachen zu 
Eigentum, sofern der Verbrauch oder ein 
langdauernder Gebrauch der Sache not- 
wendig ist; 

7. die Duldung von Einwirkungen auf un- 
bewegliche Sachen; 


8. Werkleistungen nach Maßgabe des § 12 
und des § 14 Abs. 1; 

9. der Abschluß von Verträgen nach Maß- 
gabe des § 13 und des § 14 Abs. 2. 


(2) Bei Anforderungen nach Absatz 1 
Nr. 1, 2 und 7 sind nur solche Veränderun- 
gen an der Sache zulässig, die ohne unverhält- 
nismäßige Aufwendungen wieder beseitigt 
werden können; dies gilt nicht in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1, wenn die Anforderun- 
gen für Zwecke des § 1 Nr. 1 Buchstabe c er- 
folgen. 

(3) Leistungen nach Absatz 1 Nr. 1 bis 
5 und 9 können nur auf bestimmte Zeit, 
und zwar Leistungen nach Nummern 1 bis 5 
längstens für die Dauer von zwei Jahren und 
Leistungen nach Nummer 9 längstens für die 
Dauer von sechs Monaten verlangt werden. 
Eine neue Anforderung ist zulässig. 


§ 3 

(1) Leistungen können nur angefordert 
werden, wenn der Bedarf auf andere Weise 
nicht oder nicht rechtzeitig oder nur mit un- 
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lagen ganz oder teilweise in Betrieb ge- 
nommen werden, wobei die der Genehmi- 
gung der Anlage durch den Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen beige- 
fügten technischen Auflagen (Bedingungen) 
eingehalten werden müssen; 

4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


7. die Duldung von Einwirkungen auf unbe- 
wegliche Sachen. Die wirtschaftliche Zweck- 
bestimmung der unbeweglichen Sachen 
darf nicht gefährdet werden; 

8 unverändert 
9. unverändert 

(1 a) Die Bundesregierung bestimmt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates, welche Gegenstände als bewegliche 
Sachen im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1, 5 und 

6 angefordert werden können. 

(2) Bei Anforderungen nach Absatz 1 Nr. 
1, 2 und 7 sind nur solche Veränderungen 
an der Sache zulässig, die ohne unverhältnis- 
mäßige Aufwendungen wieder beseitigt wer- 
den können; dies gilt nicht in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 1, wenn die Anforderungen 
für Zwecke des § 1 Nr. 1 erfolgen. 

(3) Leistungen nach Absatz 1 Nr. 1 bis 5, 

7 und 9 können nur auf bestimmte Zeit, und 
zwar Leistungen nach Nummern 1 bis 5 und 
7 längstens für die Dauer von zwei Jahren 
und Leistungen nach Nummer 9 längstens 
für die Dauer von sechs Monaten verlangt 
werden. Die erneute Anforderung dieser 
Leistungen im Anschluß an die bisherige An- 
forderung ist einmal zulässig. 

§ 3 

(1) Leistungen dürfen nur angefordert 
werden, wenn der Bedarf auf andere Weise 
nicht oder nicht rechtzeitig oder nur mit un- 
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Entwurf 

verhältnismäßigen Mitteln gedeckt werden 
kann. Die Anforderung ist auf das unerläß- 
liche Maß zu beschränken. 

(2) Leistungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 , 2, 5, 
6, 8 und 9 dürfen nicht angefordert werden, 
wenn sie nach anderen gesetzlichen Ermäch- 
tigungen angeordnet werden können. 

(3) Bei allen Anforderungen sind die Inter- 
essen der Allgemeinheit zu berücksichtigen. 
Der Leistungsfähigkeit der deutschen Wirt- 
schaft sowie dem wesentlichen innerdeutschen 
und Ausfuhr bedarf der Bundesrepublik ist 
Rechnung zu tragen. Kulturgut darf nicht ge- 
fährdet werden. 

(4) Wohnräume, die für den angemessenen 
Eigenbedarf des Besitzers und der zu seinem 
Hausstand gehörenden Personen erforderlich 
sind, dürfen nur zur Beseitigung eines öffent- 
lichen Notstandes angefordert werden. Zur 
Deckung des unentbehrlichen Wohnbedarfs 
dienende Räume dürfen hierbei nur ange- 
fordert werden , wenn ausreichende ander- 
weitige Unterbringung gesichert ist. 

(5) Gewinnungs-, Fertigungs- und Handels- 
betriebe dürfen nicht angefordert werden. 
Unzulässig ist es auch, anstelle eines solchen 
Betriebes die zu seiner Fortführung unerläß- 
lichen Sachen anzufordern. 

(6) Alle Anforderungen sind so zu gestal- 
ten und durchzuführen, daß keinem Betrof- 
fenen vermeidbare Nachteile entstehen. Auf 
den eigenen Lebensbedarf des Betroffenen ist 
Rücksicht zu nehmen. 

§4 

(1) Zu Leistungen können alle natürlichen 
und juristischen Personen sowie Personenver- 
einigungen innerhalb und außerhalb des 
Bundesgebietes mit ihren im Bundesgebiet 
belegenen Vermögensgegenständen herange- 
zogen werden. Gehören ihnen Seeschiffe, die 
die Bundesflagge führen, oder Binnenschiffe, 
die in einem Schiffsregister der Bundesrepu- 
blik eingetragen sind, so können sie auch 
dann herangezogen werden, wenn das Schiff 
sich außerhalb des Bundesgebietes befindet. 


(2) Zu Leistungen können nicht herange- 
zogen werden 
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verhältnismäßigen Mitteln gedeckt werden 
kann. Die Anforderung ist auf das uner- 
läßliche Maß zu beschränken. 

(2) Leistungen dürfen nicht angefordert 
werden, wenn sie nach anderen gesetzlichen 
Ermächtigungen angeordnet werden können. 

(3) Bei allen Anforderungen sind die In- 
teressen der Allgemeinheit und der Beteilig- 
ten gerecht abzuwägen. Der Leistungsfähig- 
keit der deutschen Wirtschaft sowie dem 
wesentlichen innerdeutschen und Ausfuhrbe- 
darf der Bundesrepublik ist Rechnung zu 
tragen. Kulturgut darf nicht gefährdet wer- 
den. 

(4) Wohnräume, die für den unentbehr- 
lichen Wohnbedarf des Besitzers und der zu 
seinem Hausstand gehörenden Personen er- 
forderlich sind, dürfen nur angefordert wer- 
den, wenn ausreichende anderweitige Unter- 
bringung gesichert ist. 


(5) Gewinnungs-, Fertigungs- und Han- 
delsbetriebe dürfen nicht angefordert wer- 
den. Unzulässig ist es auch, anstelle eines sol- 
chen Betriebes die zu seiner Fortführung un- 
entbehrlichen Sachen anzufordern. 

(6) Alle Anforderungen sind so zu gestal- 
ten und durchzuführen, daß keinem Betrof- 
fenen vermeidbare Nachteile entstehen. Der 
Lebensbedarf des Betroffenen muß gewähr- 
leistet bleiben. 

§ 4 

(1) Zu Leistungen können alle natürlichen 
und juristischen Personen sowie Personenver- 
einigungen innerhalb und außerhalb des Bun- 
desgebietes mit ihren im Bundesgebiet befind- 
lichen Vermögensgegenständen herangezogen 
werden. Gehören ihnen Seeschiffe, die die 
Bundesflagge . führen, Binnenschiffe, die in 
einem Schiffsregister der Bundesrepublik ein- 
getragen sind, oder Luftfahrzeuge, die in die 
Luftfahrzeugrolle der Bundesrepublik einge- 
tragen sind, so können sie auch dann heran- 
gezogen werden, wenn das Schiff oder Luft- 
fahrzeug sich außerhalb des Bundesgebietes 
befindet. 

(2) unverändert 
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1. ausländische Staatsangehörige, soweit nach 
Staatsverträgen oder anerkannten Re- 
geln des Völkerrechts Befreiungen be- 
stehen; 

2. Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindever- 
bände und andere juristische Personen des 
öffentlichen Rechts und ihre Verbände 
hinsichtlich der Sachen und Rechte, die für 
die Erfüllung ihrer Verwaltungstätigkeit 
unentbehrlich sind; 


3. Kirchen und andere öffentlich-rechtliche 
Religionsgemeinschaften sowie deren Ver- 
bände hinsichtlich der Sachen und Rechte, 
die für die Erfüllung ihrer Verwaltungs- 
tätigkeit unentbehrlich sind oder kirdi- 
lichen Aufgaben dienen; 

4. Unternehmen des öffentlichen Verkehrs 
hinsichtlich der zur Aufrechterhaltung des 
lebenswichtigen Verkehrs notwendigen 
Anlagen, Einrichtungen und Gebäude; 

5. die Bundespost und die Bundesbahn hin- 
sichtlich der zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
notwendigen Sachen und Rechte; 

6. Betriebe der öffentlichen Versorgung mit 
Elektrizität, Gas und Wasser und der Ab- 
wasserbeseitigung hinsichtlich der zur Er- 
füllung ihrer Aufgaben notwendigen Sa- 
chen und Rechte; 

7. andere lebenswichtige Betriebe, die der All- 
gemeinheit dienen , soweit die Erfüllung 
ihrer Aufgaben durch die Leistung wesent- 
lich beeinträchtigt würde. 


(3) Soweit Gebäude oder bewegliche Sa- 
chen des Bundes y der Länder , der Gemeinden 
und Gemeindeverhände gemeinnützigen, 
religiösen, wohltätigen oder erzieherischen 
Aufgaben oder dem Unterricht dienen, dür- 
fen sie nur zur Verhütung oder Beseitigung 
von öffentlichen Notständen angefordert 
werden; dasselbe gilt hinsichtlich der dem 
gleichen Zweck dienenden Gebäude oder be- 
weglichen Sachen der Kirchen oder anderer 
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2a. Parteien, die im Bundestag oder in der 
Volksvertretung eines Landes vertreten 
sind, sowie anerkannte Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbände wegen der Sa- 
chen und Rechte, die für ihre Verwal- 
tungstätigkeit unentbehrlich sind; 

3. Kirchen und andere öffentlich-rechtliche 
Religionsgemeinschaften sowie deren Ver- 
bände hinsichtlich der Sachen und Rechte, 
die kirchlichen Aufgaben dienen oder für 
die Erfüllung ihrer Verwaltungstätigkeit 
unentbehrlich sind; 

4. Unternehmen des öffentlichen Verkehrs 
hinsichtlich der zur Aufrechterhaltung des 
lebenswichtigen Verkehrs unentbehrlichen 
Anlagen, Einrichtungen und Gebäude; 

5. die Bundespost und die Bundesbahn hin- 
sichtlich der zur Erfüllung ihrer Aufga- 
ben unentbehrlichen Sachen und Rechte; 

6. Betriebe der öffentlichen Versorgung mit 
Elektrizität, Gas und Wasser und der Ab- 
wässerbeseitigung hinsichtlich der zur Er- 
füllung ihrer Aufgaben unentbehrlichen 
Sachen und Rechte einschließlich der zu- 
gehörigen Schutzgebiete; 

7. andere lebenswichtige Betriebe, soweit die 
Erfüllung ihrer Aufgaben durch die Lei- 
stung wesentlich beeinträchtigt würde 
nach näherer Bestimmung einer Rechts- 
verordnung der Bundesregierung, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf. 

(3) Soweit Gebäude oder bewegliche Sa- 
chen gemeinnützigen, religiösen, wohltätigen 
oder erzieherischen Aufgaben oder dem Un- 
terricht oder der Forschung dienen, sollen sie 
nur zur Abwendung oder Beseitigung einer 
Gefahr oder einer Störung im Sinne des § 1 
Nr. 1 angefordert werden; dasselbe gilt hin- 
sichtlich der unmittelbar der Erfüllung der 
Aufgaben der Sozialversicherungsträger und 
ihrer Verbände dienenden Gebäude und be- 
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Religionsgemeinschaften und ihrer Einrich- 
tungen sowie der Verbände der freien Wohl- 
fahrtspflege, der Jugendwohlfahrt, der 
Kriegsopfer und der Blinden und hinsichtlich 
der unmittelbar der Erfüllung der Aufgaben 
der Sozial versicherungs träger und ihrer Ver- 
bände dienenden Gebäude und beweglichen 
Sachen. Krankenhäuser, Heil- und Pflegean- 
stalten oder andere der Gesundheitspflege 
dienende Einrichtungen dürfen ebenfalls nur 
zu den in Satz 1 genannten Zwecken ange- 
fordert werden. 

§5 

(1) Leistungen können nur Behörden an- 
fordern, die durch Rechtsverordnung der 
Bundesregierung bestimmt werden (Anfor- 
derungsbehörden). Zu Anforderungsbehör- 
den können auch Bundesbehörden bestimmt 
werden. Durch Rechts Verordnung kann be- 
stimmt werden, für welches Gebiet die An- 
forderungsbehörde zuständig ist, für welche 
Zwecke (§ 1) sie Leistungen anfordern darf, 
welche Arten der Leistungen (§ 2 Abs. 1) 
und, soweit sie für die Anforderung von 
Leistungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 zu- 
ständig ist, welche Gegenstände sie anfordern 
darf. Die Rechtsverordnung bedarf der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 


(2) Obliegt die Ausführung dieses Gesetzes 
Anforderungsbehörden der Länder, so kann 
die Bundesregierung Einzelweisungen ertei- 
len, wenn und soweit die Anforderung der 
Leistung oder die Festsetzung der Entschädi- 
gung oder der Ersatzleistung eine einheit- 
liche oder planmäßige Handhabung des Ge- 
setzesvollzuges erfordert. 


(3) Anforderungsbehörden, die keine staat- 
lichen Behörden sind, handeln kraft staat- 
lichen Auftrags unter Haftung des Auftrag- 
gebers. Soweit Gemeinden oder Gemeinde- 
verbände zu Anforderungsbehöyden be- 
stimmt werden, tritt in Ländern in denen 
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weglichen Sachen. Krankenhäuser, Heil- und 
Pflegeanstalten oder andere der Gesundheits- 
pflege dienende Einrichtungen sollen eben- 
falls nur zu den im Satz 1 genannten Zwek- 
ken angefordert werden. 


§5 

(1) Leistungen können nur Behörden der 
zivilen Verwaltung anfordern, die durch 
Rechtsverordnung der Bundesregierung be- 
stimmt werden (Anforderungsbehörden). Zu 
Anforderungsbehörden können auch Bundes- 
behörden bestimmt werden, soweit die An- 
forderung Seeschiffe, Binnenschiffe oder Luft- 
fahrzeuge oder Einrichtungen des Funk-, 
Fernschreib- und Fernsprechverkehrs mit 
Ausnahme solcher der öffentlichen Rund- 
funkanstalten betrifft. Durch Rechtsverord- 
nung kann bestimmt werden, für welches Ge- 
biet die Anforderungsbehörde zuständig ist, 
für welche Zwecke (§ 1) sie Leistungen anfor- 
dern darf, welche Arten der Leistungen (§ 2 
Abs. 1) und, soweit sie für die Anforderung 
von Leistungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 
zuständig ist, welche Gegenstände sie anfor- 
dern darf. Die Ermächtigung zum Erlaß 
einer Rechtsverordnung kann auf die Landes- 
regierungen übertragen werden. Die Rechts- 
verordnung bedarf der Zustimmung des Bun- 
desrates. 

(2) Obliegt die Ausführung dieses Gesetzes 
Anforderungsbehörden der Länder, so han- 
deln sie im Aufträge des Bundes, soweit der 
Vollzug des Gesetzes der Verteidigung ein- 
schließlich des Schutzes der Zivilbevölkerung 
dient; im übrigen kann die Bundesregierung 
Einzelanweisungen erteilen, wenn und soweit 
die Anforderung der Leistung oder die Fest- 
setzung der Entschädigung oder der Ersatz- 
leistung eine einheitliche oder planmäßige 
Handhabung des Gesetzesvollzuges erfordert. 

' (3) Anforderungsbehörden, die keine 
staatlichen Behörden sind, handeln kraft 
staatlichen Auftrags unter Haftung des Auf- 
traggebers. Die Verwaltungskosten der Ge- 
meinden und der Gemeindeverbände werden 
vom Lande erstattet. 
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ein kollegiales Organ die Auftragsangelegen- 
heiten wahrzunehmen hat , an dessen Stelle 
der leitende Beamte der Verwaltung der Ge- 
meinde oder des Gemeindeverbandes. Die 
Verwaltungskosten der Gemeinden und der 
Gemeindeverbände werden vom Lande er- 
stattet. 

§6 

(1) Die Anforderungsbehörden fordern die 
Leistungen auf Antrag von Bedarfsträgern 
an. In dem Antrag sind der Grund der An- 
forderung, Art und Umfang des durch die 
Anforderung zu deckenden Bedarfs und der 
Zeitpunkt für die Bewirkung der Leistung 
anzugeben. 

(2) Die Bedarfsträger werden durch Rechts- 
verordnung der Bundesregierung bestimmt. 
Die Rechtsverordnung bedarf der Zustim- 
mung des Bundesrates , soweit Landesbehör- 
den als Bedarfsträger bestimmt werden sollen. 

(3) In dringenden Fällen kann die Anfor- 
derungsbehörde für die in § 1 Nr. 1 be- 
zeichnten Zwecke Leistungen auf Grund 
von § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 auch ohne An- 
trag des Bedarfsträgers anfordern , sofern der 
Bedarf durch Überlassung von Wohnraum 
oder Hausrat gedeckt werden muß. 

§7 

(1) Leistungsempfänger ist der Bedarfs- 
träger. 

(2) In den Fällen des § 6 Abs. 3 kann die 
Anforderungsbehörde als Leistungsempfänger 
denjenigen bestimmen, dem der Wohnraum 
oder der Hausrat zum Gebrauch überlassen 
werden soll. 


§8 

(1) Der Leistungspflichtige wird von der 
Anforderungsbehörde bestimmt. Die Anfor- 
derungsbehörde kann die Bestimmung der 
einzelnen Leistungspflichtigen einer Gemein- 
de oder einem Gemeindeverband übertragen , 
wenn in deren Bezirk eine Mehrzahl von 
gleichartigen Leistungen erbracht werden soll 
und die Übertragung zur Beschleunigung der 
Anforderung erforderlich ist. 


§6 

(1) Die Anforderungsbehörden fordern die 
Leistungen in der Regel auf Antrag von Be- 
darfsträgern an. In dem Antrag sind der 
Grund der Anforderung, Art und Umfang 
des durch die Anforderung zu deckenden Be- 
darfs und der Zeitpunkt für die Bewirkung 
der Leistung anzugeben. 

(2) Die Bedarfsträger werden durch Rechts- 
verordnung der Bundesregierung bestimmt. 


(3) entfällt 


§7 

(1) unverändert 

(2) Wird Wohnraum oder Hausrat für die 
in § 1 Nr. 1, 2 und 4 bezeichneten Zwecke 
auf Grund des § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 ange- 
fordert, so kann die Anforderungsbehörde 
denjenigen als Leistungsempfänger bestim- 
men, dem der Wohnraum oder der Hausrat 
zum Gebrauch überlassen werden soll. 

S's 

(1) Leistungspflichtiger ist 

1. bei Anforderungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4, wer die tatsächliche Gewalt über die 
Sache ausübt; 

2. bei Anforderungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 
derjenige, dem ein dingliches oder ein per- 
sönliches Recht zusteht, das zum Gebrauch, 
zum Mitgebrauch oder zur sonstigen Nut- 
zung der Sache berechtigt; 

3. bei Anforderungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 
und 7 der Eigentümer der Sache; 
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Entwurf 


(2) Leistungspflichtiger ist 

1. bei Anforderungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4, wer die tatsächliche Gewalt über die 
Sache ausübt; 

2. bei Anforderungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 
derjenige, dem ein dingliches oder ein per- 
sönliches Recht zusteht, das zum Gebrauch, 
zum Mitgebrauch oder zur sonstigen Nut- 
zung der Sache berechtigt; 

3. bei Anforderungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 
und 7 der Eigentümer der Sache; 

4. bei Anforderungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 
der Inhaber der Werkstatt, des Betriebs 
oder des Verkehrsunternehmens; 

5. bei Anforderungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 9, 
wer durch denVertrag verpflichtet werden 
soll. 

%9 

(1) Kann ein Leistungsbescheid , der sich 
auf eine Anforderung nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 
und 7 bezieht y dem Leistungspflichtigen nicht 
oder nicht ohne eine ihren Zweck gefähr- 
dende Verzögerung zu ge stellt werden , so kann 
er demjenigen zugestellt werden y der die tat- 
sächliche Gewalt über die Sache ausübt. 

(2) Kann unter den Voraussetzungen des 
Absatzes 1 ein Leistungsbescheid , der sich auf 
eine Anforderung nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 
bezieht , nicht dem Leistungspflichtigen zuge- 
stellt werdeny so kann er dem Leiter der Werk- 
statt, des Betriebs oder des Verkehrsunter- 
nehmens und, wenn auch bei ihm diese Vor- 
aussetzungen vorliegen , seinem Stellvertreter 
oder dem Leiter einer örtlich selbständigen 
Abteilung zugestellt werden. 

{3} In den Fällen der Absätze 1 und 2 tre- 
ten dieselben rechtlichen Wirkungen ein , wie 
wenn der Leistungsbescheid dem Leistungs- 
pflichtigen zugestellt wäre. 

§ 10 

Bei der Anforderung einer nicht verbrauch- 
baren Sache wird vermutet, daß eine Anfor- 
derung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1, bei der An- 


Be Schlüsse des 8. Ausschusses 

4. bei Anforderungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 
der Inhaber der Werkstatt, des Betriebs 
oder des Verkehrsunternehmens; 

5. bei Anforderungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 9, 
wer durch den Vertrag verpflichtet werden 
soll. 

(2) Im Einzelfall wird der Leistungspflich- 
tige nach Maßgabe des Absatzes 1 von der 
Anforderungsbehörde bestimmt. Die Anfor- 
derungsbehörde überläßt die Bestimmung 
der einzelnen Leistungspflichtigen einer Ge- 
meinde oder einem Gemeindeverband, wenn 
in deren Bezirk eine Mehrzahl von gleich- 
artigen Leistungen erbracht werden soll und 
die Übertragung zur Beschleunigung der An- 
forderung erforderlich ist. 


§9 

entfällt 


§ 10 

unverändert 
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forderung einer verbrauchbaren Sache, daß 
eine Anforderung nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 er- 
folgt. 

§ 11 

(1) Der Eigentümer kann eine Anforde- 
rung nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 verlangen, wenn 
eine Anforderung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
erfolgt ist und ihm die Leistung zum Ge- 
brauch, zum Mitgebrauch oder zur sonstigen 
Nutzung nicht zugemutet werden kann. Zu- 
ständig bleibt die Behörde, die auf Grund 
von § 2 Abs. 1 Nr. 1 angefordert hat. 


(2) Wer zur Nutzung einer Sache berechtigt 
ist, kann der Anforderung eines Teils dieser 
Sache zum Gebrauch, zum Mitgebrauch oder 
zur sonstigen Nutzung widersprechen und 
die Anforderung der ganzen Sache verlangen, 
wenn sein wirtschaftliches Interesse an der 
Ausübung seines Rechts durch die Anforde- 
rung des Teils entfallen oder unverhältnis- 
mäßig vermindert werden würde. 

(3) Der Eigentümer kann der Anforderung 
eines Teils der Sache zu Eigentum wider- 
sprechen und die Anforderung der ganzen 
Sache zu Eigentum verlangen, wenn der an- 
dere Teil für ihn keinen oder nur einen un- 
verhältnismäßig geringen Wert hätte. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Besondere Vorschriften für Werkleistungen 
und Verpflichtungen zum Abschluß von 
Verträgen 

§ 12 

Auf Grund des § 2 Abs. 1 Nr. 8 können 
unbeschadet der Vorschrift des § 14 Abs. 1 
Anforderungen darauf gerichtet werden, daß 

1. in einem land - oder forstwirtschaftlichen 
Betrieb bestimmte Erzeugnisse dieses Be- 
triebs gewonnen , in üblicher Weise bear- 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


§ 11 

(1) Der Eigentümer kann eine Anforde- 
rung nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 verlangen, wenn 
eine Anforderung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 er- 
folgt ist und ihm die Leistung zum Gebrauch, 
zum Mitgebrauch oder zur anderen Nutzung 
nicht zugemutet werden kann. Zuständig 
bleibt die Behörde, die auf Grund von § 2 
Abs. 1 Nr. 1 angefordert hat. 

(la) Der Eigentümer eines Gebäudes oder 
Grundstücks kann die Entziehung des Eigen- 
tums nach den hierfür geltenden besonderen 
gesetzlichen Vorschriften verlangen, wenn 
eine Anforderung nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 
mehr als einmal erfolgt, und wenn ihm die 
Überlassung zum Gebrauch, zum Mitge- 
brauch oder zur anderen Nutzung über die 
Dauer der ersten Anforderung hinaus nicht 
zugemutet werden kann. 

(2) Wer zur Nutzung einer Sache berech- 
tigt ist, kann der Anforderung eines Teils 
dieser Sache zum Gebrauch, zum Mitge- 
brauch oder zur anderen Nutzung wider- 
sprechen und die Anforderung der ganzen 
Sache verlangen, wenn sein wirtschaftliches 
Interesse an der Ausübung seines Rechts 
durch die Anforderung des Teils entfallen 
oder unverhältnismäßig vermindert werden 
würde. 

(3) unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT 

Besondere Vorschriften für Werkleistungen 
und Verpflichtungen zum Abschluß von 
Verträgen 

§ 12 

Auf Grund des § 2 Abs. 1 Nr. 8 können 
unbeschadet der Vorschrift des § 14 Abs. 1 
Anforderungen darauf gerichtet werden, daß 

1. entfällt 
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beitet, verarbeitet, eingelagert oder beför- 
dert werden; 

2. in einem Betrieb, der Er nähr ungs guter her- 
stellt, die ihm gelieferten Erzeugnisse in 
üblicher Weise bearbeitet, verarbeitet oder 
eingelagert und dort auch die bei gleich- 
gearteten Betrieben hergestellten Erzeug- 
nisse eingelagert werden; 

3. ein Verkehrsunternehmen mit seinen Be- 
förderungsmitteln Beförderungen ausführt 
oder ausführen läßt; 

4. ein Verkehrsunternehmen die seinem Be- 
trieb dienenden Anlagen oder ein Träger 
der Bau- und Unterhaltungslast eine Ver- 
kehrsanlage ändert, verstärkt, erweitert 
oder wiederherstellt. 

§ 13 

Auf Grund des § 2 Abs. 1 Nr. 9 kann 
eine Anforderung darauf gerichtet werden, 
daß ein Verkehrsunternehmen mit dem Lei- 
stungsempfänger einen Vertrag über solche 
Leistungen abschließt, wie sie ein Verkehrs- 
unternehmen dieser Art zu bewirken pflegt. 

§ 14 

(1) Zur Verhütung oder Beseitigung eines 
öffentlichen Notstandes können auf Grund 
des § 2 Abs. 1 Nr. 8 Anforderungen auch 
darauf gerichtet werden, daß 

1. in einer Gaststätte, die gewerbsmäßig Ver- 
pflegung verabfolgt, oder in einem ähn- 
lichen Betrieb Mahlzeiten und andere Ver- 
pflegung zubereitet oder verabreicht 
werden; 

2. in einer Werkstatt Instandsetzungsarbeiten 
ausgeführt werden; 

3. Besitzer von Beförderungsmitteln, auch 
soweit es sich nicht um Verkehrsunterneh- 
men handelt, Beförderungen übernehmen 
oder ausführen lassen. 

(2) Leistungen nach Absatz 1 Nr. 1 können 
auch in der Weise angefordert werden, daß 
von dem Inhaber der Gaststätte oder des 
ähnlichen Betriebs verlangt wird, mit dem 
Leistungsempfänger einen Vertrag über die 
Zubereitung oder Verabfolgung von Mahl- 
zeiten und anderer Verpflegung abzuschließen. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

2. entfällt 


3. unverändert 

4. unverändert 


§ 14 

(1) Zur Abwendung oder Beseitigung einer 
Gefahr oder Störung im Sinne des § 1 Nr. 1 
können auf Grund des § 2 Abs. 1 Nr. 8 An- 
forderungen auch darauf gerichtet werden, 
daß 

1. unverändert 


2, unverändert 

3. unverändert 

(2) unverändert 
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DRITTER ABSCHNITT 

Rechtliche Wirkungen der Leistungs- 
ariforderung 

§ 15 

Eine Anforderung nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
bis 5 bewirkt nicht, daß Rechtsverhältnisse 
erlöschen, die den Leistungspflichtigen gegen- 
über Dritten zur Nutzung der Sache berech- 
tigen. Der Leistungspflichtige ist jedoch von 
der Verpflichtung zu wiederkehrenden Lei- 
stungen aus einem Miet- oder Pachtverhält- 
nis befreit, solange ihm durch die Anforde- 
rung die Nutzung der Sache in vollem Um- 
fang entzogen wird. 

§ 16 

Im Falle einer Anforderung nach § 2 
Abs. 1 Nr, 1 bis 4 und 7 dürfen auch die- 
jenigen, die nicht Leistungspflichtige sind, 
Rechte zur Nutzung der Sache nicht ausüben, 
soweit diese den Rechten des Leistungsemp- 
fängers entgegenstehen würden. § 15 gilt 
sinngemäß. 

§ 17 

(1) Auf Grund einer Anforderung nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 6 hat der Leistungspflichtige 
dem Leistungsempfänger die angeforderte 
Sache herauszugeben. Übt ein anderer die 
tatsächliche Gewalt über die Sache aus, so ist 
auch dieser zur Herausgabe verpflichtet. 

(2) Der Leistungsempfänger erwirbt das 
Eigentum an einer verbrauchbaren Sache, so- 
bald er auf Grund der Anforderung in ihren 
Besitz gelangt. War der Leistungsempfänger 
bereits im Besitz der Sache, bevor der Lei- 
stungsbescheid nach § 39 zugestellt worden 
ist, so erwirbt er das Eigentum erst mit der 
Zustellung, 

(3) Wird eine nicht verbrauchbare Sache 
angefordert, so erwirbt der Leistungsempfän- 
ger das Eigentum an der Sache, sobald der 
Leistungsbescheid gegenüber dem bisherigen 
Eigentümer vollziehbar geworden ist (§40 
Abs. 2). 

(4) Werden Sachen aus einem Vorrat an- 
gefordert, so hat der Leistungspflichtige Sa- 
chen von mittlerer Art und Güte aus dem 
Vorrat auszusondern und herauszugeben. 
Absatz 1 Satz 2 gilt sinngemäß. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 
DRITTER ABSCHNITT 

Rechtliche Wirkungen der Leistungs- 
anforderung 

§ 15 

unverändert 


§ 16 

unverändert 


S 17 

(1) unverändert 


(2) Der Leistungsempfänger erwirbt das 
Eigentum an einer verbrauchbaren Sache, so- 
bald er auf Grund der Anforderung in ihren 
Besitz gelangt. War der Leistungsempfänger 
bereits im Besitz der Sache, bevor der Lei- 
stungsbescheid zugestellt worden ist, so er- 
wirbt er das Eigentum erst mit der Zustel- 
lung. 

(3) Wird eine nicht verbrauchbare Sache 
angefordert, so erwirbt der Leistungsempfän- 
ger das Eigentum an der Sache, sobald der 
Leistungsbescheid gegenüber dem bisherigen 
Eigentümer vollziehbar geworden ist. 

(4) unverändert 
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(5) Mit dem Eigentumserwerb nach Ab- 
satz 2 oder 3 erlöschen die bisherigen Rechte 
an der angeforderten Sache und die persön- 
lichen Rechte, die zum Besitz oder zur Nut- 
zung der Sache berechtigen. Im Falle des 
Absatzes 3 gilt bis zum Eigentumserwerb des 
Leistungsempfängers § 15 sinngemäß. 

§ 18 

Der Leistungsbescheid auf Grund einer 
Anforderung nach § 2 Abs. 1 Nr. 9 gilt als 
bindendes Vertragsangebot des Leistungs- 
pflichtigen. Eine Annahme des Angebots hat 
der Leistungsempfänger dem Leistungspflich- 
tigen gegenüber unverzüglich zu erklären. 


VIERTER ABSCHNITT 

Leistungsvorbereitungen 
§ 19 

(1) Der Leistungspflichtige ist zu Duldun- 
gen und Unterlassungen verpflichtet, die zur 
ordnungsmäßigen Vorbereitung der Lei- 
stung notwendig sind. Die Anforderungsbe- 
hörde kann von dem Leistungspflichtigen 
auch Auskünfte, die Vorlage von Unterlagen 
und die Vorführung von Pferden und Land- 
fahrzeugen verlangen. 


(2) Anforderungsbehörde für die Lei- 
stungsvorbereitungen nach Absatz 1 ist die 
für die Anforderung der Leistung zuständige 
Behörde. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Pflichten der Beteiligten 

§ 20 

(1) Auf Grund der Anforderung hat der 
Leistungspflichtige die angeforderte Leistung 
rechtzeitig, ordnungsgemäß und vollständig 
zu bewirken. Ist kein Zeitpunkt oder keine 
Frist für die Leistung bestimmt, so ist sie 
unverzüglich zu erbringen. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 
(5) unverändert 


§ 18 

unverändert 


VIERTER ABSCHNITT 

Leistungsvorbereitungen 
§ 19 

(1) Der Leistungspflichtige ist zu Duldun- 
gen und Unterlassungen verpflichtet, die zur 
ordnungsmäßigen Vorbereitung der Leistung 
notwendig sind. Die Anforderungsbehörde 
kann von dem Leistungspflichtigen auch Aus- 
künfte, die Vorlage von vorhandenen Unter- 
lagen und die Vorführung von Pferden und 
Landfahrzeugen verlangen. 

(la) Die Anforderung der Leistungsvorbe- 
reitung wird unwirksam, wenn nicht binnen 
drei Monaten eine Anforderung nach § 2 
ausgesprochen wird. 

(2) unverändert 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Pflichten der Beteiligten 
§20 

(1) unverändert 


14 



Entwurf 

(2) Erfüllt der Leistungspflichtige die ihm 
gegenüber dem Leistungsempfänger oblie- 
genden Verpflichtungen nicht, so hat er dem 
Leistungsempfänger den dadurch entstehen- 
den Schaden zu ersetzen, es sei denn, daß er 
die Nichterfüllung bei sinngemäßer Anwen- 
dung der Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts nicht zu vertreten hat. Aus Mängeln 
einer angeforderten Sache kann eine solche 
Ersatzpflicht nur hergeleitet werden, wenn 
der Leistungspflichtige den Mangel arglistig 
verschwiegen hat. 

(3) Dem Leistungspflichtigen steht ein 
Recht, die Leistung bis zur Bewirkung der 
ihm geschuldeten Gegenleistung zu verwei- 
gern, nicht zu. 

(4) Hat der Leistungsempfänger auf eine 
zum Gebrauch angeforderte Sache Verwen- 
dungen gemacht, so kann er hierfür Ersatz 
insoweit verlangen, als die Verwendungen 
zur Erhaltung der Sache notwendig waren 
oder der Wert der Sache im Zeitpunkt ihrer 
Rückgabe durch die Verwendungen erhöht 
ist. Der Anspruch richtet sich gegen den Lei- 
stungspflichtigen; ist dieser nicht Eigentümer, 
so richtet sich der Anspruch gegen den Eigen- 
tümer, es sei denn, daß im Verhältnis zwi- 
schen diesem und dem Leistungspflichtigen 
der Leistungspflichtige die Aufwendungen 
zu tragen hat. Fütterungskosten werden nicht 
erstattet. 

(5) Der Leistungsempfänger ist berechtigt, 
eine Einrichtung, mit der er die Sache ver- 
sehen hat, wegzunehmen; im Falle der Weg- 
nahme ist er verpflichtet, die Sache auf seine 
Kosten in den vorigen Stand zu versetzen. 
§ 258 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
gilt sinngemäß. 


§21 

(1) Der Leistungsempfänger ist verpflich- 
tet, die Leistung abzunehmen und dem Lei- 
stungspflichtigen ihren Empfang auf Verlan- 
gen schriftlich zu bestätigen. 

(2) Im Falle einer Anforderung nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 ist der Leistungsempfänger 
zur Rückgabe der Sache an den Leistungs- 
pflichtigen nach Ablauf der für den Gebrauch, 
den Mitgebrauch oder die sonstige Nutzung 
bestimmten Frist oder bei Beendigung der 
Anforderung nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 ver- 
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(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Hat der Leistungsempfänger auf eine 
zum Gebrauch angeforderte Sache Verwen- 
dungen gemacht, so kann er hierfür Ersatz 
in entsprechender Anwendung des § 547 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs verlangen. Der 
Anspruch richtet sich gegen den Leistungs- 
pflichtigen; ist dieser nicht Eigentümer, so 
richtet sich der Anspruch gegen den Eigen- 
tümer, es sei denn, daß im Verhältnis zwi- 
schen diesem und dem Leistungspflichtigen 
der, Leistungspflichtige die Aufwendungen zu 
tragen hat. 


(5) Der Leistungsempfänger ist berechtigt 
und auf Verlangen des Leistungspflichtigen 
verpflichtet, eine Einrichtung, mit der er die 
Sache versehen hat, wegzunehmen. Im Falle 
der Wegnahme ist er verpflichtet, die Sache 
auf seine Kosten in den vorigen Stand zu ver- 
setzen. § 258 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs gilt sinngemäß. 


§ 21 

(1) Der Leistungsempfänger ist verpflich- 
tet, die Leistung abzunehmen und dem Lei- 
stungspflichtigen ihren Empfang schriftlich 
zu bestätigen. 

(2) Im Falle einer Anforderung nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1 bis 4 ist der Leistungsempfänger 
zur Rückgabe der Sache an den Leistungs- 
pflichtigen nach Ablauf der für den Gebrauch, 
den Mitgebrauch oder die andere Nutzung 
bestimmten Frist oder bei Beendigung der 
Anforderung verpflichtet. Ist dem Leistungs- 
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pflichtet. Ist dem Leistungsempfänger be- 
kannt, daß der Leistungspflichtige nicht zum 
Besitz der Sache berechtigt ist, so kann sich 
der Leistungsempfänger durch die Heraus- 
gabe an die Anforderungsbehörde von dieser 
Verpflichtung befreien. Die Anforderungs- 
behörde hat die Sache an den zum Besitz Be- 
rechtigten herauszugeben. 

(3) Die Verpflichtungen des Leistungsemp- 
fängers, für die empfangene Leistung eine 
Entschädigung zu zahlen oder Ersatz zu lei- 
sten, bestimmen sich nach den Vorschriften 
des Sechsten Abschnitts. 

§ 22 

Die Vorschriften des § 20 Abs. 1 und 2 
über die Pflichten des Leistungspflichtigen 
gelten sinngemäß für den nach § 17 Abs. 1 
Satz 2 Herausgabepflichtigen. Ihm ist gleich- 
falls der Empfang der Leistung auf Verlan- 
gen schriftlich zu bestätigen. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Die Abgeltung 
§ 23 

(1) Im Falle der Anforderung nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1 bis 5 und 7 hat der Leistungs- 
empfänger eine Entschädigung zu zahlen, 
die sich nach dem für vergleichbare Leistun- 
gen im Wirtschaftsverkehr üblichen Entgelt 
bemißt. Fehlt es an vergleichbaren Leistungen 
oder ist ein übliches Entgelt nicht zu ermit- 
teln, so ist die Entschädigung unter gerech- 
ter Abwägung der Interessen der Allgemein- 
heit und der Beteiligten zu bestimmen. Die 
Entschädigung ist für die Zeit bis zur Rück- 
gabe der angeforderten Sache oder, wenn die 
Rückgabe der angeforderten Sache unmöglich 
wird, bis zum Eintritt des Umstandes zu ge- 
währen, der die Unmöglichkeit der Rück- 
gabe zur Folge hat; bei Anforderungen nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 und 7 ist anstelle des Zeit- 
punktes der Rückgabe der Zeitpunkt maß- 
geblich, in dem die Verpflichtung zur Unter- 
lassung oder zur Duldung wegfällt. Die Ent- 
schädigung ist in der Regel in monatlichen 
Teilbeträgen nachträglich zu zahlen. 

(2) Im Falle der Anforderung nach § 2 
Abs. 1 Nr. 6 hat der Leistungsempfänger eine 
Entschädigung für den Verlust des Eigentums 
zu zahlen, die sich nach dem gemeinen Wert 


empfänger bekannt, daß der Leistungspflich- 
tige nicht zum Besitz der Sache berechtigt ist, 
so kann sich der Leistungsempfänger durch 
die Herausgabe an die Anforderungsbehörde 
von dieser Verpflichtung befreien. Die An- 
forderungsbehörde hat die Sache an den zum 
Besitz Berechtigten herauszugeben. 

(3) unverändert 


§22 

Die Vorschriften des § 20 Abs. 1 und 2 
über die Pflichten des Leistungspflichtigen 
gelten sinngemäß für den nach § 17 Abs. 1 
Satz 2 Herausgabepflichtigen. Ihm ist gleich- 
falls der Empfang der Leistung schriftlich zu 
bestätigen. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Die Abgeltung 
§23 

(1) unverändert 


(2) Im Falle der Anforderung nach § 2 
Abs. 1 Nr. 6 hat der Leistungsempfänger eine 
Entschädigung für den Verlust des Eigentums 
zu zahlen, die sich nach dem gemeinen Wert 
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der Sadie in dem Zeitpunkt bemißt, in dem 
er das Eigentum an der Sache erwirbt. Wird 
die Entschädigung nicht innerhalb von sechs 
Wochen nach diesem Zeitpunkt gezahlt , so 
ist sie von diesem Zeitpunkt an mit vier vom 
Hundert zu verzinsen. 

(3) Bei der Bemessung der Entschädigung 
werden Mängel der Sache nur berücksichtigt, 
wenn der Leistungsempfänger dem Leistungs- 
pflichtigen die Mängel rechtzeitig angezeigt 
hat. Eine Anzeige ist rechtzeitig, wenn sie 
bei Mängeln, die bei der Überlassung er- 
kennbar waren, innerhalb von zwei Wochen 
seit der Überlassung, bei anderen Mängeln 
innerhalb von zwei Wochen seit der Ent- 
deckung, spätestens jedoch innerhalb von 
sechs Monaten seit der Überlassung erfolgt. 
Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzei- 
tige Absendung der Anzeige. 

§ 24 

Für Vermögensnachteile, die nicht schon 
durch die Entschädigung nach 23 und 30 
abgegolten sind, hat der Leistungsempfänger 
eine Entschädigung zu zahlen, wenn und so- 
weit bei einer gerechten Abwägung der In- 
teressen der Allgemeinheit und der Beteilig- 
ten eine solche Entschädigung gerechtfertigt 
und angemessen erscheint. Für entgangenen 
Gewinn und für Vermögensnachteile, die 
nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit 
dem Entzug der Nutzung stehen, ist eine 
Entschädigung nur zu zahlen, wenn und so- 
weit dies zur Abwendung unbilliger Härten 
dringend geboten erscheint. Die üblichen 
Umzugskosten sind in jedem Falle zu er- 
setzen. 


§ 25 

(1) Im Falle einer Anforderung nach § 2 
Abs. 1 Nr. 8 hat der Leistungsempfänger 
eine Entschädigung zu zahlen, die sich nach 
den im Wirtschaftsverkehr für vergleichbare 
Leistungen üblichen Entgelten und Tarifen 
bemißt. 

(2) Im Falle einer Anforderung nach § 2 
Abs. 1 Nr. 9 hat der Leistungsempfänger für 
Leistungen, die auf Grund des Vertrages er- 
bracht werden, eine nach Absatz 1 zu bemes- 
sende Entschädigung zu zahlen, sofern nicht 
ein Entgelt vereinbart ist. 
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der Sache in dem Zeitpunkt bemißt, in dem 
er das Eigentum an der Sache erwirbt. 


(3) unverändert 


§24 

Für Vermö^ ensnachteile, die nicht schon 
durch die Entsc .ädigung nach § 23 abgegol- 
ten sind, hat der Leistungsempfänger eine 
Entschädigung zu zahlen, wenn und soweit 
bei einer gerechten Abwägung der Interessen 
der Allgemeinheit und der Beteiligten eine 
solche Entschädigung gerechtfertigt und an- 
gemessen erscheint. Für entgangenen Gewinn 
und für Vermögensnachteile, die nicht in un- 
mittelbarem Zusammenhang mit dem Entzug 
der Nutzung stehen, ist eine Entschädigung 
nur zu zahlen, wenn und soweit dies zur Ab- 
wendung unbilliger Härten dringend geboten 
erscheint. Die üblichen Umzugskosten sind in 
jedem Falle zu ersetzen. 

§25 

unverändert 
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§ 26 

(1) Die Entschädigung nach § 23 kann nur 
verlangen 

1. für Leistungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1, 2, 
5 und 7 der Eigentümer; die Entschädi- 
gung steht dem Mieter oder Pächter zu, 
wenn er nicht nach § 15 Satz 2 von der 
Verpflichtung zu wiederkehrenden Lei- 
stungen befreit ist; 

2. für Leistungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 
und 4 der Nutzungsberechtigte; 

3. für Leistungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 der 
Eigentümer. 

Dinglich an der Sache Berechtigte sind nach 
Maßgabe des § 30 auf die Entschädigung des 
Eigentümers angewiesen . 

(2) Eine Entschädigung nach § 24 können 
verlangen der Eigentümer, sonstige an der 
Sache zur Nutzung Berechtigte, Dienstbar- 
keitsberechtigte und diejenigen, die auf Grund 
eines persönlichen Rechts die Sache besitzen. 

(3) Die Entschädigung nach § 25 kann der 
Leistungspflichtige verlangen. 


§27 

Für Leistungsvorbereitungen (§ 19) sowie 
für Schäden, die infolge einer Beschlagnahme 
(§ 46) entstehen, ist dem Leistungspflichtigen 
eine angemessene Entschädigung zu zahlen. 

§ 28 

(1) Kann der Leistungsempfänger eine an- 
geforderte Sache, zu deren Rückgabe er ver- 
pflichtet ist, nicht zurückgeben oder gibt er 
sie in verschlechtertem oder beschädigtem 
Zustand zurück, so hat er dem Eigentümer 
Ersatz zu leisten. 

(2) Kann die Sache nicht zurückgegeben 
werden, so bemißt sich die Höhe der Ersatz- 
leistung nach dem gemeinen Wert der Sache 
im Zeitpunkt der Fälligkeit des Rückgabean- 
spruchs (§ 21 Abs. 2 Satz 1). Eine vor diesem 
Zeitpunkt eingetretene Wertminderung, die 
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§26 

(1) Die Entschädigung nach § 23 kann ver- 
langen 

1. unverändert 


2. unverändert 

3. u n v e r ä n d e r t 


(2) unverändert 


(3) unverändert 

(4) Dinglich an der Sache Berechtigte, die 
durch die Anforderung in ihren Rechten be- 
troffen werden, sind nach Maßgabe der 
Art. 52, 53 und 53a des Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch auf die Ent- 
schädigung des Eigentümers nach § 23 ange- 
wiesen. 

§27 

unverändert 


§28 

(1) unverändert 


(2) u n v e r an d e r t 
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über die gewöhnliche Abnutzung hinaus- 
geht, bleibt bei der Bemessung unberück- 
sichtigt. 

(3) Wird die Sache in verschlechtertem oder 
beschädigtem Zustand zurückgegeben, so be- 
mißt sich die Höhe der Ersatzleistung nach 
den für eine sachgemäße Instandsetzung er- 
forderlichen Kosten. Bei der Bemessung ist 
eine durch die Instandsetzung nicht zu be- 
hebende Wertminderung zu berücksichtigen. 
Die Höhe der Ersatzleistung darf den ge- 
meinen Wert nicht übersteigen, den die Sache 
ohne die Verschlechterung oder Beschädigung 
im Zeitpunkte der Rückgabe gehabt hätte. 

(4) Für die gewöhnliche Abnutzung der 
Sache während der Zeit, für die Entschädi- 
gung nach § 23 Abs. 1 gewährt wird, ist kein 
Ersatz zu leisten. 

(5) Eine Ersatzleistung durch Herstellung 
in Natur kann nicht verlangt werden. 


§ 29 

Hat die Anforderungsbehörde einen ande- 
ren als einen Bedarfsträger zum Leistungs- 
empfänger bestimmt (§ 7 Abs. 2), so hat der 
Leistungsempfänger Ersatz nach § 28 Abs. 1 
nur zu leisten, wenn sich eine Ersatzpflicht 
bei sinngemäßer Anwendung der Vorschrif- 
ten des bürgerlichen Rechts ergibt. 

§ 30 

(1) Erlischt infolge einer Leistungsanfor- 
derung ein Recht an der angeforderten Sache , 
so besteht es an den Forderungen des Eigen- 
tümers auf Entschädigung und auf Ersatz- 
leistung fort. 

(2) Soweit infolge einer Leistungsanforde- 
rung ein Recht an der angeforderten Sache 
in anderer Weise beeinträchtigt wird y gilt Ab- 
satz 1 sinngemäß. Kann das Recht an einer 
Forderung nicht bestehen , so hat der Berech- 
tigte Anspruch auf Befriedigung aus den in 
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(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 

(6) § 26 Abs. 4 gilt sinngemäß für die Er- 
satzleistung. 

(7) Kann eine angeforderte Sache nach 
Rückgabe ganz oder zum Teil nicht alsbald 
wieder genutzt werden, weil Schäden an ihr 
behoben werden müssen, so hat der Leistungs- 
empfänger für die hierdurch entstehenden 
Vermögensnachteile nach Maßgabe des § 24 
Entschädigung zu leisten. 

§29 

unverändert 


§ 30 

entfällt 


19 



Absatz 1 bezeichnten Forderungen des Eigen- 
tümers; der Anspruch bemißt sich nach dem 
Betrag , um den das Recht , wenn es nicht in- 
folge der Anforderung beeinträchtigt worden 
wäre , den Wert der Nutzung des angeforder- 
ten Gegenstandes während der Dauer der An- 
forderung mindern würde. 

(3) Ist eine Entschädigung wegen einer An- 
forderung nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 zu gewäh- 
ren , so erstrecken sich Gr und Pfandrechte, 
Reallasten und öffentliche Lasten auf den 
Entschädigungsanspruch in gleicher Weise wie 
auf eine Mietzinsforderung. 

(4) Ist eine Entschädigung oder Ersatzlei- 
stung wegen Entziehung oder Beschädigung 
von Früchten oder von Zubehörstücken eines 
mit einem Grund Pfandrecht oder einer Real- 
last belasteten Grundstücks oder von Zube- 
hörstücken eines mit einer Schiffshypothek 
belasteten eingetragenen Schiffes oder Schiffs- 
bauwerks zu gewähren, so finden die Vor- 
schriften des § 1123 Abs. 2 Satz 1 und des 
§ 1124 Abs. 1 und 3 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs sinngemäß Anwendung. 

§ 31 

(1) Körper- und Gesundheitsschäden, Schä- 
den durch Verlust, Beschädigung oder Ver- 
schlechterung anderer als der angeforderten 
Sachen sowie Haftpflichtschäden, die der Lei- 
stungspflichtige, seine Erfüllungsgehilfen oder 
der nach § 17 Abs. 1 Satz 2 Herausgabe- 
pflichtige infolge der Erfüllung einer auf der 
Anforderung beruhenden Leistung erleiden, 
hat der Bedarfsträger den Geschädigten an- 
gemessen zu ersetzen, soweit diese nicht auf 
andere Weise Ersatz zu erlangen vermögen. 

(2) Für Körper- und Gesundheitsschäden 
gelten die §§ 843 bis 846 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs sinngemäß. Bei der Bemessung 
des Ersatzes für Sachschäden sind die Vor- 
schriften des § 28 Abs. 2, 3 und 5 sinngemäß 
anzuwenden. 

(3) Trifft die Ersatzpflicht nach Absatz 1 
mit einer Ersatzpflicht auf Grund fahrlässiger 
Amtspflichtverletzung zusammen, so wird 
die Ersatzpflicht nach § 839 Abs. 1 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs nicht dadurch ausge- 
schlossen, daß die Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 vorliegen. 
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§ 32 

In den Fällen der §§ 28, 31 ist der Lei- 
stungsempfänger zur Ersatzleistung nur ge- 
gen Abtretung der Ansprüche verpflichtet, 
die dem Ersatzberechtigten auf Grund des 
Ereignisses, auf dem die Ersatzpflicht des 
Leistungsempfängers beruht, gegen andere 
Personen zustehen. 


§ 33 

Die Bemessung der Entschädigung und 
Ersatzleistung unterliegt den bestehenden 
Preisvorschriften. 


$ 34 

(1) Eine Entschädigung nach den §§ 23 bis 
25 und 27 sowie eine Ersatzleistung nach den 
§§ 28 und 29 wird nicht gezahlt, soweit 
einem Entschädigungs- oder Ersatzberechtig- 
ten infolge der Anforderung Vermögensvor- 
teile erwachsen. 

(2) Hat in den Fällen der §§ 24 und 28 bis 
31 bei der Entstehung des Schadens ein Ver- 
schulden des Entschädigungs- oder Ersatzbe- 
rechtigten mitgewirkt, so gilt § 254 des Bür- 
gerlichen Gesetzbuchs sinngemäß. 


Einigung (§ 51) oder Festsetzung gezahlt, so 
ist sie von diesem Zeitpunkt an mit zwei vom 
Hundert über dem jeweiligen Diskontsatz der 
Bank deutscher Länder zu verzinsen. Das gilt 
nicht, soweit den zur Entschädigung oder Er- 
satzleistung Berechtigten ein Verschulden an 
der Verzögerung der Zahlung trifft. Soweit 
der Berechtigte auf die Entschädigung oder 
Ersatzleistung Vorauszahlungen erhalten hat, 
entfällt die Verpflichtung zur Verzinsung. 

(2) Wiederkehrende Entschädigungen sind 
unbeschadet des Absatzes 1 nicht vor dem 
Ende des Monats zu verzinsen, der auf den 
Monat folgt, für den die Entschädigung zu 
gewähren ist. 

(3) Die Festsetzung gilt im Sinne des Ab- 
satzes 1 als in dem Zeitpunkt bewirkt, zu 
dem der Festsetzungsbescheid unanfechtbar 
geworden oder über die Entschädigung oder 
Ersatzleistung eine nicht mehr anfechtbare 
Entscheidung eines Gerichts ergangen ist. 


§ 32 

In den Fällen der §§ 28, 31 ist der Lei- 
stungsempfänger zur Ersatzleistung nur gegen 
Abtretung der Ansprüche verpflichtet, die 
dem Ersatzberechtigten auf Grund des Ereig- 
nisses, auf dem die Ersatzpflicht des Lei- 
stungsempfängers beruht, gegen andere Per- 
sonen zustehen. Dies gilt im Falle des § 28 
nicht für Ansprüche aus einem Versicherungs- 
verhältnis. 


§33 

Soweit Preisvorschriften bestehen, unter- 
liegt ihnen die Bemessung der Entschädi- 
gung und Ersatzleistung. 

§34 

unverändert 
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(3) Eine Pflicht zur Ersatzleistung nach 
den §§ 28, 29 und 31 besteht nicht, wenn 
der Schaden auch ohne die Anforderung 
eingetreten wäre. 

§35 

(1) Hat die Anforderungsbehörde einen 
anderen als einen Bedarfsträger zum Lei- 
stungsempfänger bestimmt (§ 7 Abs. 2) und 
erfüllt dieser seine Verbindlichkeiten nicht 
binnen sechs Wochen seit ihrer Fälligkeit, so 
haftet für die Erfüllung dieser Verbindlich- 
keiten der Bedarfsträger; im Falle des § 29 
haftet er jedoch nur nach Maßgabe des § 28. 

(2) Soweit der Leistungsempfänger nach 
§ 29 zum Ersatz nicht verpflichtet ist, trifft 
die in § 28 vorgesehene Ersatzpflicht den 
Bedarfsträger. 

(3) Soweit der Bedarfsträger den Entschä- 
digungs- oder Ersatzberechtigten nach Ab- 
satz 1 befriedigt, gehen dessen Ansprüche ge- 
gen den Leistungsempfänger auf den Be- 
darfsträger über. Der Übergang kann nicht 
zum Nachteil des Berechtigten geltend ge- 
macht werden. 

(4) Im Falle des Absatzes 2 gilt § 32 sinn- 
gemäß. 


SIEBENTER ABSCHNITT 

Verjährung 
§ 36 

(1) Nach diesem Gesetz begründete Zah- 
lungsansprüche verjähren in zwei Jahren. 
Die Verjährung beginnt mit dem Schluß des 
Jahres, in dem der Anspruch entsteht. Die 
§§ 202 bis 225 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
gelten sinngemäß. 


(2) Auf die Verjährung anderer nach die- 
sem Gesetz begründeter Ansprüche sind die 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
anzuwenden. 


SIEBENTER ABSCHNITT 

Verjährung 

§36 

(1) Nach diesem Gesetz begründete Zah- 
lungsansprüche verjähren in vier Jahren. Die 
Verjährung beginnt mit dem Schluß des Jah- 
res, in dem der Anspruch entsteht. Die 
§§ 202 bis 225 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
gelten sinngemäß; der Klageerhebung (§ 209 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs steht die Stel- 
lung des Antrags bei der Anforderungsbe- 
hörde gleich. 

(2) unverändert 


(3) Die Vorschriften über den Verlust von 
Ansprüchen nach Artikel 8 Abs. 6 des Finanz- 
vertrages bleiben unberührt. 
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Zweiter Teil 
Verfahren 

ERSTER ABSCHNITT 
Durchführung der Anforderung 

§ 37 

Leistungen werden von der Anforderungs- 
behörde durch Leistungsbescheid angefordert. 

§ 38 

Der Leistungsbescheid bedarf der Schrift- 
form. In ihm müssen der Grund der Anfor- 
derung, die Anforderungsbehörde, der Ge- 
genstand der Leistung, der Bedarfsträger, der 
Leistungspflichtige und im Falle des § 7 
Abs. 2 der Leistungsempfänger bezeichnet 
werden. Bei einer Anforderung nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1 bis 5 und 9 ist die Dauer der 
Leistung anzugeben. Der Leistungsbescheid 
soll ferner die gesetzliche Grundlage der An- 
forderung bezeichnen und muß eine Rechts- 
mittelbelehrung enthalten. 

§ 39 

(1) Der Leistungsbescheid ist dem Lei- 
stungspflichtigen (§ 8) zuzustellen. Liegen die 
Voraussetzungen des § 9 Abs. 1 vor, so kann 
der Leistungsbescheid den in § 9 Abs. 1 und 2 
genannten Personen zugestellt werden. 
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Zweiter Teil 
Verfahren 

ERSTER ABSCHNITT 
Durchführung der Anforderung 


§ 38 

Der Leistungsbescheid bedarf der Schrift- 
form. In ihm müssen der Grund der Anfor- 
derung, die Anforderungsbehörde, der Ge- 
genstand und Zeitpunkt der Leistung, der 
Bedarfsträger, der Leistungspflichtige und im 
Falle des § 7 Abs. 2 der Leistungsempfänger 
bezeichnet werden. Bei einer Anforderung 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 und 9 ist die 
Dauer der Leistung anzugeben. Die Anforde- 
rungsbehörde ist verpflichtet, in dem Lei- 
stungsbescheid die gesetzliche Grundlage der 
Anforderung zu bezeichnen. Sie muß eine 
Rechtsmittelbelehrung erteilen. 

§39 

(1) Der Leistungsbescheid ist dem Lei- 
stungspflichtigen (§ 8) zuzustellen. 


(la) Kann ein Leistungsbescheid, der sich 
auf eine Anforderung nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 
und 7 bezieht, dem Leistungspflichtigen nicht 
oder nicht ohne eine ihren Zweck gefähr- 
dende Verzögerung zugestellt werden, so 
kann er demjenigen zugestellt werden, der die 
tatsächliche Gewalt über die Sache ausübt. 
Erfolgt die Zustellung nicht an den Leistungs- 
pflichtigen selbst, so ist dieser durch Übersen- 
dung einer Abschrift unverzüglich zu benach- 
richtigen. 

(lb) Kann unter den Voraussetzungen des 
Absatzes la ein Leistungsbescheid, der sich auf 
eine Anforderung nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 be- 
zieht, nicht dem Leistungspflichtigen zuge- 
stellt werden, so kann er dem Leiter der 
Werkstatt, des Betriebs oder des Verkehrs- 
unternehmens und, wenn auch bei ihm diese 
Voraussetzungen vorliegen, seinem Stellver- 
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(2) Der Leistungsbescheid soll auch allen 
der Anforderungsbehörde bekannten Per- 
sonen zugestellt werden, die durch die An- 
forderung in ihren Rechten betroffen 
werden. 

§ 40 

(1) Bei Anforderungen nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 bis 5 und 7 bis 9 wird der Leistungs- 
bescheid mit seiner Zustellung vollziehbar. 
Dasselbe gilt , wenn nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 
die Überlassung einer verbrauchbaren Sache 
zu Eigentum angefordert wird. 

(2) Bei Anforderungen einer nicht ver- 
brauchbaren Sache zu Eigentum nach § 2 Abs. 1 
Nr. 6 ordnet die Anforderungsbehörde die 
Vollziehung des Leistungsbescheides an, so- 
bald dieser für alle ihr bekannten Anfech- 
tungsberechtigten unanfechtbar geworden 
ist. Erfolgt die Anforderung zur Erfüllung 
einer Aufgabe nach § 1 Nr. 1 Buchstabe c , 
so wird der Leistungsbescheid mit seiner Zu- 
stellung vollziehbar, wenn dies im Leistungs- 
bescheid angeordnet wird. 

§ 41 

Leistungsvorbereitungen nach § 19 können 
mündlich oder mittels Fernmeldeeinrichtung 
angefordert werden. 

§ 42 

Zur Sicherung des Beweises soll, soweit es 
sachdienlich und unter den gegebenen Um- 
ständen möglich ist, der Zustand einer ange- 
forderten Sache durch Sachverständige fest- 
gestellt und ihr Wert geschätzt werden. Hier- 
über ist eine Niederschrift aufzunehmen, die 
den Beteiligten zuzustellen ist. 


§ 43 

Bietet der Leistungspflichtige dem Lei- 
stungsempfänger zu angemessenen Bedingun- 
gen den Abschluß eines Rechtsgeschäfts an, 
auf Grund dessen die angeforderte Leistung 
fortan zu erbringen ist, und erscheint die 
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treter oder dem Leiter einer örtlichen selb- 
ständigen Abteilung zugestellt werden. 

(lc) In den Fällen der Absätze 1 a und lb 
treten dieselben rechtlichen Wirkungen ein, 
wie wenn der Leistungsbescheid dem Lei- 
stungspflichtigen zugestellt wäre. 

(2) unverändert 


§40 

(1) entfällt 


(2) Bei Anforderungen einer nicht ver- 
brauchbaren Sache zu Eigentum nach § 2 
Abs. 1 Nr. 6 ordnet die Anforderungsbe- 
hörde die Vollziehung des Leistungsbescheides 
an, sobald dieser für alle ihr bekannten An- 
fechtungsberechtigten unanfechtbar geworden 
ist. Erfolgt die Anforderung zur Abwendung 
einer Gefahr im Sinne von § 1 Nr. 1 so wird 
der Leistungsbescheid mit seiner Zustellung 
vollziehbar, wenn dies im Leistungsbescheid 
angeordnet wird. 


§42 

Zur Sicherung des Beweises soll, soweit es 
sachdienlich und unter den gegebenen Umstän- 
den möglich ist, der Zustand einer angeforder- 
ten Sache auf Antrag der Beteiligten durch 
Sachverständige festgestellt und ihr Wert ge- 
schätzt werden. Hierüber ist* eine Nieder- 
schrift aufzunehmen, die den Beteiligten zu- 
zustellen ist. 

§43 

unverändert 
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Erfüllung des Rechtsgeschäfts hinreichend 
gesichert, so ist der Leistungsbescheid aufzu- 
heben, wenn der Leistungsempfänger den 
Abschluß des Rechtsgeschäfts ohne berechtig- 
ten Grund ablehnt. 

§ 44 

(1) Fallen die Voraussetzungen der Anfor- 
derung weg, so hat die Anforderungsbehörde 

1. bei Anforderung von Leistungen nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1 bis 5 und 7 auf Antrag des 
Leistungsempfängers oder des Entschädi- 
gungsberechtigten die Beendigung der An- 
forderung anzuordnnen, wenn die Anord- 
nung bei Abwägung der Interessen des 
Leistungsempfängers und des Entschädi- 
gungsberechtigten tunlich erscheint; 

2. bei Anforderung von Leistungen nach § 2 
Abs. 1 Nr. 6 auf Antrag des Leistungs- 
pflichtigen eine Anordnung zu erlassen, 
kraft deren dieser das Eigentum an der 
angeforderten Sache wieder erwirbt, so- 
fern die Sache sich noch im Eigentum und 
im Besitz des Leistungsempfängers befin- 
det und er die Sache nicht mehr für Auf- 
gaben im Sinne des § 1 benötigt; 


3. bei Anforderung von Leistungen nach § 2 
Abs. 1 Nr. 8 auf Antrag des Leistungs- 
pflichtigen diesen von der Erbringung 
weiterer Leistungen zu entbinden; 

4. bei Anforderung von Leistungen nach § 2 
Abs. 1 Nr. 9 auf Antrag des Leistungs- 
pflichtigen diesem das Redit einzuräumen, 
den Vertrag zu kündigen. 


(2) Anordnungen nach Absatz 1 sind dem 
Leistungsempfänger und dem Leistungs- 
pflichtigen, im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 
anstelle des Leistungspflichtigen dem Ent- 
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§ 44 

(1) Fallen die Voraussetzungen der Anfor- 
derung weg, so hat die Anforderungsbehörde 

l.bei Anforderung von Leistungen nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1 bis 5 und 7 auf Antrag des 
Leistungsempfängers oder des Entschädi- 
gungsberechtigten die Beendigung der An- 
forderung anzuordnen; 


2. bei Anforderung von Leistungen nach § 2 
Abs. 1 Nr. 6 auf Antrag des Leistungs- 
pflichtigen eine Anordnung zu erlassen, 
kraft deren dieser das Eigentum an der an- 
geforderten Sache wieder erwirbt, sofern 
die Sache sich noch im Eigentum und im 
Besitz des Leistungsempfängers befindet 
und er der Sache für die im Leistungsbe- 
scheid angegebenen Zwecke nicht mehr be- 
darf, es sei denn, daß die Leistung im 
öffentlichen Interesse für einen anderen 
der im § 1 genannten Zwecke dringend be- 
nötigt wird. Eine Änderung des Zweckes 
der angeforderten Leistung im Rahmen 
des § 1 ist ausgeschlossen, wenn sie zu einer 
unzumutbaren Härte für den Leistungs- 
pflichtigen führen würde; 

3. unverändert 


4. unverändert 


Bei Anforderung von Wohnraum ist in Ab- 
ständen von längstens sechs Monaten, begin- 
nend mit dem Zeitpunkt der Zustellung des 
Leistungsbescheides, von Amts wegen zu prü- 
fen, ob die Voraussetzungen der Anforde- 
rung noch vorliegen. 

(2) unverändert 
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schädigungsberechtigten zuzustellen. Sie wer- 
den wirksam, sobald sie für diese unanfecht- 
bar geworden sind. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2 
sind die für die Anforderung einer Sache zu 
Eigentum geltenden Vorschriften sinngemäß 
anzuwenden. Bei der Bemessung der dem 
Leistungsempfänger zu zahlenden Entschädi- 
gung ist der Betrag der auf Grund der An- 
forderung nach § 23 Abs. 2 gezahlten Ent- 
schädigung zugrunde zu legen. Eine in der 
Zwischenzeit eingetretene Veränderung des 
Wertes der Sache ist zu berücksichtigen. 

§ 45 

(1) Auf die Erzwingung von Handlungen, 
Duldungen oder Unterlassungen, die nach 
diesem Gesetz angefordert werden, sind die 
Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungs- 
gesetzes vom 27. April 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 157) entsprechend anzuwenden. 
Gegen Leistungsempfänger, die Bedarfsträger 
sind, darf der Verwaltungszwang nicht an- 
gewandt werden. 

(2) Vollstreckungsbehörde ist die Anfor- 
derungsbehörde oder die Behörde, die von 
der obersten Landesbehörde bestimmt wird, 
zu deren Geschäftsbereich die Anforderungs- 
behörde gehört. Die Vollstreckungsbehörde 
kann die Verwaltungshilfe anderer Behörden 
in Anspruch nehmen. 

§ 46 

(1) Die Anforderungsbehörde kann zur 
Sicherstellung einer anzufordernden Leistung 
die Beschlagnahme der Sache anordnen, auf 
die sich ein zu erlassender Leistungsbescheid 
beziehen soll. Die Beschlagnahme wird mit 
der Zustellung der Anordnung an denjenigen 
wirksam, der bei einer Anforderung Lei- 
stungspflichtiger sein würde. 

(2) Die Beschlagnahme bewirkt, daß 
Rechtsgeschäfte über die beschlagnahmte 
Sache insoweit unwirksam sind, als sie dem 
mit den ergehenden Anforderungen verfolg- 
ten Zweck zuwiderlaufen; auch dürfen we- 
sentliche Veränderungen an der Sache ohne 
Genehmigung der Anforderungsbehörde 
nicht vorgenommen werden. Den Rechtsge- 
schäften in diesem Sinne stehen auch Verfü- 
gungen im Wege der Zwangsvollstreckung 
oder Arrestvollziehung gleich. 
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(3) u n v e rändert 


§ 45 

(1) unverändert 


(2) Vollzugsbehörde ist die Anforderungs- 
behörde oder die Behörde, die von der Lan- 
desregierung bestimmt wird. Die Vollzugsbe- 
hörde kann die Verwaltungshilfe anderer Be- 
hörden in Anspruch nehmen. 


§ 46 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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(3) Beschlagnahmen werden unwirksam, 
wenn die Leistung nicht innerhalb von drei 
Monaten angefordert wirjh 

§ 47 

(1) Für die Anfechtung der nach diesem 

Gesetz erlassenen Leistungsbesch eide gilt die 

Verwaltungsgerichtsordnung vom 

(Bundesgesetzbl. IS ). 

(2) Der Widerspruch und die Anfechtungs- 
klage haben keine aufschiebende Wirkung. 
§ 81 Abs . 3 der Verwaltungsgerichtsordnung 
gilt entsprechend. 

(3) Die Berufung gegen das Urteil des 
Verwaltungsgerichts sowie die Beschwerde 
gegen die Nichtzulassung der Revision sind 
ausgeschlossen. 

§ 48 

Zustellungen durch die Verwaltungsbehör- 
den werden nach den Vorschriften des Ver- 
waltungszustellungsgesetzes (VwZG) vom 
3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379) be- 
wirkt. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Festsetzung von Entschädigung und 
Ersatzleistung 

§ 49 

Entschädigung und Ersatzleistung auf 
Grund des Sechsten Abschnitts des Ersten 
Teils dieses Gesetzes werden durch Behörden 
festgesetzt, die durch Rechtsverordnung der 
Bundesregierung bestimmt werden. Die Vor - 
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(3) Beschlagnahmen werden unwirksam, 
wenn die Leistung nicht innerhalb von zwei 
Monaten angefordert wird. 

§ 47 

(1) Für die Anfechtung der nach diesem 
Abschnitt erlassenen Verwaltungsakte steht 
der Verwaltungsrechtsweg offen. 

(2) entfällt 


(3) entfällt 


§48 

unverändert 


§ 48 a 

(1) Das Verfahren vor den Verwaltungs- 
behörden ist kostenfrei. Dem Leistungspflich- 
tigen können jedoch Auslagen insoweit auf- 
erlegt werden, als er sie durch grobes Ver- 
schulden verursacht hat. 

(2) Auslagen, die dem Leistungspflichtigen 
durch das Verfahren entstanden sind, werden 
ihm erstattet, wenn sie zur zweckentsprechen- 
den Wahrnehmung seiner Rechte notwendig 
waren und sich sein Antrag, als begründet er- 
weist. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Festsetzung von Entschädigung 
und Ersatzleistung 

§ 49 

Entschädigung und Ersatzleistung werden 
durch die Anforderungsbehörden festgesetzt. 
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Schriften des § 5 Abs. 1 Satz 2 bis 4, Abs. 2 
gelten sinngemäß. 

§ 50 

Wer Anspruch auf Entschädigung oder 
Ersatzleistung erhebt, hat der nach § 49 zu- 
ständigen Behörde schriftlich oder zur Nie- 
derschrift zu erklären, ob und welche ande- 
ren Personen nach seiner Kenntnis ein Recht 
auf die Entschädigung oder Ersatzleistung 
geltend machen oder geltend machen können. 
Die Erklärung ist dem Zahlungspflichtigen 
und den als Berechtigte benannten Personen 
zuzustellen. 

§ 51 

(1) Vor der Festsetzung der Entschädi- 
gung oder der Ersatzleistung hat die nach 
§ 49 zuständige Behörde durch einen Vor- 
schlag auf eine gütliche Einigung der Betei- 
ligten hinzuwirken. Beteiligte sind der Zah- 
lungspflichtige und die der nach § 49 zustän- 
digen Behörde bekannten Berechtigten. 

(2) Kommt eine Einigung zustande, so hat 
die nach § 49 zuständige Behörde diese zu 
beurkunden und den Beteiligten eine beglau- 
bigte Abschrift der Urkunde zuzustellen. 

(3) Kommt eine Einigung nicht zustande, 
so setzt die nach § 49 zuständige Behörde die 
Höhe der Entschädigung oder der Ersatz- 
leistung fest, nachdem sie den Beteiligten 
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben hat. 

(4) Die Festsetzung erfolgt durch schrift- 
lichen Bescheid, in dem die nach § 49 zustän- 
dige Behörde , der Zahlungspflichtige, der 
Zahlungsempfänger und die zulässigen 
Rechtsmittel anzugeben sind. Er ist den Be- 
teiligten zuzustellen. 

(5) Besteht bei der nach § 49 zuständigen 
Behörde Ungewißheit über die Person des 
Zahlungsempfängers, so hat sie anzuordnen, 
daß der als Entschädigung oder Ersatzlei- 
stung zu zahlende Geldbetrag unter Verzicht 
auf das Recht der Rücknahme zu hinterlegen 
ist. 

§ 52 

(1) Die Niederschrift über die Einigung 
nach § 51 Abs. 2 ist nach Zustellung an die 
Beteiligten vollstreckbar. Der Festsetzungs- 
bescheid nach § 51 Abs. 3 ist den Beteiligten 
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§50 

Wer Anspruch auf Entschädigung oder Er- 
satzleistung erhebt, hat der Anforderungs- 
behörde schriftlich oder zur Niederschrift zu 
erklären, ob und welche anderen Personen 
nach seiner Kenntnis ein Recht auf die Ent- 
schädigung oder Ersatzleistung geltend ma- 
chen oder geltend machen können. Die Er- 
klärung ist dem Zahlungspflichtigen und den 
als Berechtigte benannten Personen zuzustel- 
len. 

§51 

(1) Vor der Festsetzung der Entschädigung 
oder der Ersatzleistung hat die Anforde- 
rungsbehörde durch einen Vorschlag auf eine 
gütliche Einigung der Beteiligten hinzuwir- 
ken. Beteiligte sind der Zahlungspflichtige 
und die der Anforderungsbehörde bekannten 
Berechtigten. 

(2) Kommt eine Einigung zustande, so hat 
die Anforderungsbehörde diese zu beurkun- 
den und den Beteiligten eine beglaubigte Ab- 
schrift der Urkunde zuzustellen. 

(3) Kommt eine Einigung nicht zustande, 
so setzt die Anforderungsbehörde die Höhe 
der Entschädigung oder der Ersatzleistung 
fest, nachdem sie den Beteiligten Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben hat. 

(4) Die Festsetzung erfolgt durch schrift- 
lichen Bescheid, in dem die Anforderungs- 
behörde, der Zahlungspflichtige, der Zah- 
lungsempfänger, die Gründe der Entscheidung 
und die zulässigen Rechtsmittel anzugeben 
sind. Er ist den Beteiligten zuzustellen. 

(5) Besteht bei der Anforderungsbehörde 
Ungewißheit über die Person des Zahlungs- 
empfängers, so hat sie anzuordnen, daß der 
als Entschädigung oder Ersatzleistung zu zah- 
lende Geldbetrag unter Verzicht auf das 
Recht der Rücknahme zu hinterlegen ist. 


§52 

(1) unverändert 
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gegenüber vollstreckbar, wenn er für diese 
unanfechtbar geworden ist oder das Gericht 
ihn für vorläufig vollstreckbar erklärt hat. 

(2) Die Zwangsvollstreckung richtet sich 
nach den Vorschriften der Zivilprozeßord- 
nung über die Vollstreckung von Urteilen in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten. Die voll- 
streckbare Ausfertigung wird von dem Ur- 
kundsbeamten der Geschäftsstelle des Amts- 
gerichts erteilt, in dessen Bezirk die mit dem 
Festsetzungsverfahren befaßte Behörde ihren 
Sitz hat, und, wenn das Verfahren bei einem 
Gericht anhängig ist, von dem Urkundsbe- 
amten der Geschäftsstelle dieses Gerichts. In 
den Fällen der §§ 731, 767 bis 770, 785, 786, 
791 der Zivilprozeßordnung tritt das Amts- 
gericht, in dessen Bezirk die mit dem Fest- 
setzungsverfahren befaßte Behörde ihren Sitz 
hat, an die Stelle des Prozeßgerichts. 

(3) Gegen Leistungsempfänger , die Bedarfs- 
träger sind, ist die Zwangsvollstreckung nur 
zulässig, soweit nicht zwischenstaatliche Ver- 
träge eine andere Regelung vorsehen. 

§ 53 

Die nach § 51 vereinbarten oder festge- 
setzten Entschädigungen oder Ersatzleistun- 
gen unterliegen der Preisüberwachung nach 
den hierfür bestehenden allgemeinen Bestim- 
mungen. 

§ 54 

(1) Ist dem Leistungsempfänger bekannt, 
daß ein Recht an der angeforderten Sache 
besteht, das gemäß § 30 an den Forderungen 
auf Entschädigung oder auf Ersatzleistung 
fortbesteht oder einen Anspruch auf Befriedi- 
gung aus diesen Forderungen gewährt, so hat 
er, auch wenn eine Anordnung nach § 51 
Abs. 5 nicht getroffen ist, den zu zahlenden 
Geldbetrag unter Verzicht auf das Recht der 
Rücknahme zu hinterlegen. Das gleiche gilt, 
wenn ein solches Recht aus dem Grundbuch 
oder dem Schiffsregister ersichtlich oder bei 
der Anforderungsbehörde angemeldet wor- 
den ist. 

(2) Ist das Recht ein Grundpfandrecht oder 
eine Reallast, so ist Absatz 1 in den Fällen 
des § 30 Abs. 2 Satz 2, Abs. 4 nicht anzu- 
wenden. Das gilt sinngemäß, wenn das Recht 
eine Schiffshypothek ist. 

(3 ) Jeder Beteiligte kann sein Recht an 
dem hinterlegten Betrag gegen einen Mitbe- 
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(2) unverändert 

(3) entfällt 

§53 

entfällt 

§54 

entfällt 
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teiligten, der dieses Recht bestreitet , vor den 
Gerichten der Zivilgerichtsbarkeit geltend 
machen oder die Einleitung des gerichtlichen 
Verteilungsverfahrens beantragen. Für das 
V erteilungsverfahren ist das Amtsgericht zu- 
ständig, bei dem der Betrag hinterlegt wor- 
den ist. Die Vorschriften der Zivilprozeßord- 
nung über das V erteilungsverfahren sind 
sinngemäß anzuwenden; ist die Hinterlegung 
durch die Anforderung eines Grundstücks oder 
eines eingetragenen Schiffes oder Schiffsbau- 
werks oder durch die Anforderung einer 
Sache veranlaßt, auf die sich ein Grund pfand- 
recht oder eine Schiffshypothek eines Betei- 
ligten erstreckt, so sind auf das Verteilungs- 
verfahren die Vorschriften über die Vertei- 
lung des Erlöses im Falle der Zwangsverstei- 
gerung sinngemäß anzuwenden. 

(4) Absatz 3 gilt sinngemäß, wenn die Hin- 
terlegung auf Grund einer Anordnung nach 
§51 Abs. 5 erfolgt ist und die V or aus Setzun- 
gen einer Hinterlegung nach den Absätzen 1 
und 2 vorliegen. 

5 55 

(1) Hat der Entschädigungsberechtigte im 
Falle einer Anforderung nach § 2 Abs. 1 
Nr. 6 gegenüber der nach § 49 zuständigen 
Behörde gemäß § 50 erklärt, daß er infolge 
der Anforderung eine Verpflichtung zur Über- 
eignung der Sache nicht erfüllen könne oder 
daß ihm die Sache zur Sicherung übereignet 
sei, so hat die Behörde anzuordnen, daß der 
Entschädigungsbetrag unter Verzicht auf das 
Recht der Rücknahme zu hinterlegen ist. Das 
gleiche gilt, wenn ein Dritter gegenüber der 
Behörde Rechte aus einem Rechtsverhältnis 
der in Satz 1 bezeichneten Art angemeldet 
hat. 

(2) Im Verhältnis zwischen den Beteiligten 
tritt der hinterlegte Betrag an die Stelle der 
Sache. Im übrigen bestimmen sich die Rechte 
auf den hinterlegten Betrag nach dem zwi- 
schen den Beteiligten bestehenden Rechtsver- 
hältnis. 

§ 56 

(1) Durch Hinterlegung in den Fällen des 
§ 51 Abs. 5 und der §jf 54, 55 wird der Zah- 
lungspflichtige von seiner Zahlungspflicht 
befreit. 

(2) Die Pflicht zur Hinterlegung nach § 51 
Abs. 5 und den §§ 54, 55 entfällt, soweit eine 


§55 

(1) Hat der Entschädigungsberechtigte im 
Falle einer Anforderung nach § 2 Abs. 1 
Nr. 6 gegenüber der Anforderungsbehörde 
gemäß § 50 erklärt, daß er infolge der An- 
forderung eine Verpflichtung zur Übereig- 
nung der Sache nicht erfüllen könne oder daß 
ihm die Sache zur Sicherung übereignet sei, 
so hat die Behörde anzuordnen, daß der Ent- 
schädigungsbetrag unter Verzicht auf das 
Recht der Rücknahme zu hinterlegen ist. Das 
gleiche gilt, wenn ein Dritter gegenüber der 
Behörde Rechte aus einem Rechtsverhältnis 
der in Satz 1 bezeichneten Art angemeldet 
hat. 

(2) unverändert 


§56 

(1) Durch Hinterlegung in den Fällen des 
§51 Abs. 5 'Und des § 55 wird der Zahlungs- 
pflichtige von seiner Zahlungspflicht befreit. 

(2) unverändert 
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Einigung der Beteiligten über die Auszahlung 
nachgewiesen ist. 

(3) Andere Vorschriften, nach denen die 
Hinterlegung geboten oder statthaft ist, blei- 
ben unberührt. 


§ 57 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann 
bei den nach § 49 zuständigen Behörden Ver- 
treter des Finanzinteresses bestellen. 

(2) Der Vertreter des Finanzinteresses ist 
Beteiligter am Festsetzungsverfahren im Sinne 
des § 51, sofern er nicht auf die Beteiligung 
verzichtet. 

§ 58 

(1) Ist ein Festsetzungsbescheid von einer 
unteren oder mittleren Verwaltungsbehörde 
erlassen worden, so können die am Fest- 
setzungsverfahren Beteiligten innerhalb von 
zwei Wochen seit Zustellung des Festsetzungs- 
bescheides Beschwerde einlegen. Uber die Be- 
schwerde entscheidet die Vorgesetzte Behörde 
oder die Aufsichtsbehörde der nach § 49 zu- 
ständigen Behörde. 

(2) Die Entscheidung über die Beschwerde 
ist den am F es tsetzungs verfahren Beteiligten 
zuzustellen. 
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(3) unverändert 


§ 56a 

Wird der als Entschädigung oder Ersatz- 
leistung zu zahlende Betrag nach Maßgabe 
der Vorschriften dieses Gesetzes hinterlegt, so 
kann jeder Beteiligte sein Recht an dem hin- 
terlegten Betrag gegen einen Mitbeteiligten, 
der dieses Recht bestreitet, vor den Gerichten 
der Zivilgerichtsbarkeit geltend machen, oder 
die Einleitung des gerichtlichen Verteilungs- 
verfahrens beantragen. Für das Verteilungs- 
verfahren ist das Amtsgericht zuständig, bei 
dem der Betrag hinterlegt worden ist. Die 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung über 
das Verteilungs verfahren sind sinngemäß an- 
zuwenden; ist die Hinterlegung durch die An- 
forderung eines Grundstückes oder eines ein- 
getragenen Schiffes oder Schiffsbauwerks oder 
durch die Anforderung einer Sache veranlaßt, 
auf die sich ein Grundpfandrecht oder eine 
Schiffshypothek eines Beteiligten erstreckt, so 
sind auf das Verteilungsverfahren die Vor- 
schriften über die Verteilung des Erlöses im 
Falle der Zwangsversteigerung sinngemäß an- 
zuwenden. 

§57 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann 
bei den Anforderungsbehörden Vertreter des 
Finanzinteresses bestellen. 

(2) unverändert 


§58 

(1) Ist ein Festsetzungsbescheid von der 
unteren Verwaltungsbehörde erlassen wor- 
den, so können die am Festsetzungs verfahren 
Beteiligten innerhalb von zwei Wochen seit 
Zustellung des Festsetzungsbescheides Be- 
schwerde einlegen. Über die Beschwerde ent- 
scheidet die Aufsichtsbehörde. 


(2) unverändert 
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§ 59 

(1) Wegen der Festsetzung der Entschädi- 
gung oder der Ersatzleistung kann ein Be- 
teiligter binnen einer Frist von zwei Mona- 
ten nach Zustellung der Beschwerdeentschei- 
dung Klage erheben. Die Klage kann auch 
erhoben werden, wenn die Vorgesetzte Be- 
hörde oder die Aufsichtsbehörde über eine 
Beschwerde ohne zureichenden Grund inner- 
halb einer Frist von drei Monaten eine Ent- 
scheidung nicht getroffen hat. 


(2) Für die Klage ist das Landgericht ohne 
Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstan- 
des ausschließlich zuständig; eine erweiterte 
Zulässigkeit von Rechtsmitteln nach den Vor- 
schriften des § 511 a Abs, 4 und des § 547 
Abs. 1 Nr. 2 der Zivilprozeßordnung wird 
hierdurch nicht begründet, örtlich ist das 
Landgericht ausschließlich zuständig, in des- 
sen Bezirk die zur Festsetzung der Entschä- 
digung oder der Ersatzleistung berufene Be- 
hörde ihren Sitz hat. 

(3) Die Klage gegen den zur Entschädigung 
oder Ersatzleistung Verpflichteten ist auf 
Zahlung des verlangten Mehrbetrages zu 
richten. Die Klage gegen den zur Entschädi- 
gung oder Ersatzleistung Berechtigten ist 
darauf zu richten, daß die Entschädigung 
oder die Ersatzleistung unter Aufhebung oder 
Abänderung des Festsetzungsbescheides ander- 
weit festgesetzt wird. 

(4) Das Gericht kann im Falle des Ab- 
satzes 3 Satz 2 auf Antrag des Berechtigten 
den Festsetzungsbescheid für vorläufig voll- 
streckbar erklären. Uber den Antrag kann 
durch Beschluß vorab entschieden werden. 
Der Beschluß ist nicht anfechtbar. Die §§713 
bis 720 der Zivilprozeßordnung sind ent- 
sprechend anzuwenden. 

(5) Die in Absatz 1 vorgesehene Frist ist 
eine Notfrist im Sinne der Zivilprozeßord- 
nung, 

§ 60 

Hat eine oberste Bundes- oder Landesbe- 
hörde die Entschädigung oder Ersatzleistung 
festgesetzt, so ist die Klage vor dem Zivil- 
gericht binnen zwei Monaten nach Zustellung 
des Festsetzungsbescheides zu erheben. 
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§59 

(1) Wegen der Festsetzung der Entschädi- 
gung oder der Ersatzleistung kann ein Betei- 
ligter binnen einer Frist von zwei Monaten 
nach Zustellung der Beschwerdeentscheidung 
Klage erheben. Ist eine Beschwerde gegen den 
Festsetzungsbescheid nicht zulässig, so beginnt 
der Lauf der Frist mit der Zustellung des 
Festsetzungsbescheides. Die Klage kann auch 
erhoben werden, wenn die Anforderungsbe- 
hörde über einen Festsetzungsantrag oder die 
Aufsichtsbehörde über eine Beschwerde in- 
nerhalb einer Frist von drei Monaten eine 
Entscheidung nicht getroffen hat. 

(2) Für die Klage ist das Landgericht ohne 
Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstan- 
des ausschließlich zuständig; eine erweiterte 
Zulässigkeit von Rechtsmitteln nach den 
Vorschriften des § 511 a Abs. 4 und des § 547 
Abs. 1 Nr. 2 der Zivilprozeßordnung wird 
hierdurch nicht begründet, örtlich ist das 
Landgericht ausschließlich zuständig, in des- 
sen Bezirk die Anforderungsbehörde ihren 
Sitz hat. 

(3) Die Klage gegen den zur Entschädigung 
oder Ersatzleistung Verpflichteten ist auf 
Zahlung des verlangten Betrages bzw. Mehr- 
betrages zu richten. Die Klage gegen den zur 
Entschädigung oder Ersatzleistung Berechtig- 
ten ist darauf zu richten, daß die Entschädi- 
gung oder die Ersatzleistung unter Aufhe- 
bung oder Abänderung des Festsetzungsbe- 
scheides anderweit festgesetzt wird. 

(4) unverändert 


(5) entfällt 


§60 

unverändert 
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§ 61 

(1) Die Festsetzung von Entschädigungen 
für Leistungen zugunsten der im § 1 Nr. 3 
bezeichneten Streitkräfte erfolgt im Beneh- 
men mit den Behörden der beteiligten Macht 
(Artikel 12 Abs. 3 des Finanz Vertrages vom 
26. Mai 1952). In diesen Fällen werden 
Rechtsstreitigkeiten wegen der Festsetzung 
der Entschädigung oder Ersatzleistung von 
der Bundesrepublik Deutschland im eigenen 
Namen geführt. 

(2) Das Verfahren für die Festsetzung des 
Ersatzes von Schäden, für welche die in § 1 
Nr. 3 bezeichneten Streitkräfte nach den 
§§ 28 und 31 ersatzpflichtig sind, sowie die 
Fristen für die Geltendmachung der An- 
sprüche auf solche Ersatzleistungen werden 
durch Artikel 8 des Finanzvertrages vom 
26. Mai 1952 und das hierzu erlassene Aus- 
führungsgesetz bestimmt. 


§ 62 

(1) Demjenigen, der durch Naturereignisse 
oder andere unabwendbare Zufälle verhindert 
worden ist, eine in den §§ 58 und 60 be- 
stimmte Frist einzuhalten, ist auf Antrag die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu 
erteilen. 

(2) Der Antrag ist innerhalb von zwei 
Wochen nach Wegfall des Hindernisses zu 
stellen. Nach Ablauf eines Jahres, vom Ende 
der versäumten Frist gerechnet, kann die 
Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt 
werden. 

(3) Die Form des Antrages auf Wiederein- 
setzung richtet sich nach den Vorschriften, die 
für die versäumte Verfahrenshandlung gel- 
ten. Der Antrag muß enthalten 

1 . die Angabe der die Wiedereinsetzung be- 
gründenden Tatsachen und . die Mittel für 
ihre Glaubhaftmachung; 

2. die Nachholung der versäumten Verfah- 
renshandlung oder, wenn diese bereits nach- 
geholt ist, die Bezugnahme hierauf. 

(4) Uber den Antrag auf Wiedereinsetzung 
entscheidet die für die Entscheidung über die 
nachgeholte Verfahrenshandlung zuständige 
Behörde oder das hierfür zuständige Gericht. 
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§61 

(1) Die Festsetzung von Entschädigungen 
für Leistungen zugunsten der im § 1 Nr. 3 
bezeichneten Streitkräfte erfolgt im Beneh- 
men mit den Behörden der beteiligten Macht 
(Artikel 12 Abs. 3 des Finanzvertrages vom 
26. Mai 1952). In diesen Fällen steht die Bun- 
desrepublik für die Erfüllung der Verpflich- 
tung ein. Rechtsstreitigkeiten wegen der Fest- 
setzung der Entschädigung oder Ersatzlei- 
stung werden von der Bundesrepublik im 
eigenen Namen geführt. 

(2) Das Verfahren für die Festsetzung des 
Ersatzes von Schäden, für welche die in § 1 
Nr. 3 bezeichneten Streitkräfte nach den 
§§ 28 und 31 ersatzpflichtig sind, sowie die 
Fristen für die Geltendmachung der Ansprü- 
che auf solche Ersatzleistungen werden durch 
Artikel 8 des Finanzvertrages vom 26. Mai 
1952 bestimmt. 


§ 62 

(1) Demjenigen, der durch Naturereignisse 
oder andere unabwendbare Zufälle verhin- 
dert worden ist, eine in den §‘§ 58, 59 Abs. 1 
Satz 1 und 60 bestimmte Frist einzuhalten, 
ist auf Antrag die Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand zu erteilen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 
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§ 63 

(1) Ist durch Vorauszahlungen auf eine 
noch nicht festgesetzte Entschädigung oder 
Ersatzleistung eine Überzahlung eingetreten, 
so hat die nach § 49 zuständige Behörde die 
Rückzahlung des zuviel gezahlten Betrages 
durch Rückzahlungsbescheid anzuordnen. 


(2) Wird ein Festsetzungsbescheid berich- 
tigt, geändert oder widerrufen und ist der 
Zahlungsempfänger zur Rückzahlung eines 
auf Grund des Bescheides zuviel gezahlten 
Betrages verpflichtet, so hat auf Antrag des 
Zahlungspflichtigen die nach § 49 zuständige 
Behörde die Rückzahlung des auf Grund des 
Bescheides zuviel gezahlten Betrages durch 
Rückzahlungsbescheid anzuordnen. Die An- 
ordnung der Rückzahlung ist mit dem Be- 
scheid, durch den die Berichtigung, die Ände- 
rung oder der Widerruf ausgesprochen wird, 
zu verbinden. 

(3) Auf das Verfahren einschließlich der 
Zwangsvollstreckung sind die Vorschriften 
der §§51 bis 62 sinngemäß anzuwenden. 

§ 64 

Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten 
für den Anspruch auf Ersatz von Verwendun- 
gen (§ 20 Abs. 4) sinngemäß. 

§ 65 

Für die Zustellungen im Festsetzungs ver- 
fahren gilt § 48 entsprechend. 


Dritter Teil 

Manöver und andere Übungen 

§ 66 

Wenn uniformierte Verbände oder Einhei- 
ten (Truppen), die berechtigt sind, im Bun- 
desgebiet Manöver oder andere Übungen ab- 
zuhalten, solche Manöver oder andere Übun- 
gen durchführen, gelten unbeschadet einschrän- 
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§63 

(1) Ist durch Vorauszahlungen auf eine 
noch nicht festgesetzte Entschädigung oder 
Ersatzleistung eine Überzahlung eingetreten, 
so hat die Anforderungsbehörde die Rück- 
zahlung des zuviel gezahlten Betrages durch 
Rückzahlungsbescheid anzuordnen. Von der 
Anordnung ist abzusehen, wenn die Rück- 
forderung zu einer unbilligen Härte führen 
würde. 

(2) Wird ein Festsetzungsbescheid berich- 
tigt, geändert oder widerrufen und ist der 
Zahlungsempfänger zur Rückzahlung eines 
auf Grund des Bescheides zuviel gezahlten 
Betrages verpflichtet, so hat auf Antrag des 
Zahlungspflichtigen die Anforderungsbehörde 
die Rückzahlung des auf Grund des Beschei- 
des zuviel gezahlten Betrages durch Rück- 
zahlungsbesdieid anzuordnen. Die Anord- 
nung der Rückzahlung ist mit dem Bescheid, 
durch den die Berichtigung, die Änderung 
oder der Widerruf ausgesprochen wird, zu 
verbinden. 

(3) unverändert 


§64 

Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten 
für den Anspruch auf Ersatz von Verwen- 
dungen (§ 20 Abs. 2 und 4) sinngemäß. 

§65 

unverändert 

§ 65a 

Für die Kosten des Festsetzungsverfahrens 
gilt § 48 a entsprechend. 

Dritter Teil 

Manöver und andere Übungen 

§66 

(1) Wenn uniformierte Verbände oder Ein- 
heiten (Truppen), die berechtigt sind, im 
Bundesgebiet Manöver oder andere Übungen 
abzuhalten, solche Manöver oder andere 
Übungen durchführen, gelten unbeschadet 
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kender Bedingungen, die für den Einzelfall 
festgelegt werden, die Vorschriften dieses 
Teils. Das gleiche gilt für Verbände und Ein- 
heiten des zivilen Bevölkerungsschutzes, so- 
weit diese an Manövern oder anderen Übun- 
gen von Truppen teilnehmen. 


§ 67 

Die Vorschriften des Ersten und Zweiten 
Teils finden nur insoweit Anwendung, als in 
diesem Teil auf sie Bezug genommen ist. 

§ 68 

(1) Die Truppen dürfen Grundstücke über- 
queren, vorübergehend besetzen oder zeit- 
weilig sperren. 

(2) Ohne eine besondere Einwilligung des 
Berechtigten dürfen die Truppen die ihnen 
nach Absatz 1 zustehenden Rechte nicht aus- 
üben auf 

bebauten Grundstücken und Verkehrsflug- 
häfen, 

Grundstücken, die wegen der land- oder 
forstwirtschaftlichen Nutzung durch die zu- 
ständigen Behörden als besonders schutz- 
bedürftig erklärt worden sind, 

Tier- oder Pflanzenschutzgebieten, 

Stätten von religiöser, kultureller oder ge- 
schichtlicher Bedeutung, 

Friedhöfen, 

Anlagen, welche bestimmt sind, die Sicher- 
heit des Straßen-, Eisenbahn-, Wasser- 
straßen-, See- oder Luftverkehrs zu gewähr- 
leisten, 

Anlagen, welche bestimmt sind, die Nach- 
richtenübermittlung zu gewährleisten, 

Anlagen zur Ent- oder Bewässerung, 
Anlagen zum Schutz gegen Naturge walten, 
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einschränkender Bedingungen, die für den 
Einzelfall von den zuständigen zivilen Ver- 
waltungsbehörden festgelegt werden, die Vor- 
schriften dieses Teils. Das gleiche gilt für 
Verbände und Einheiten des zivilen Bevöl- 
kerungsschutzes und die von der Truppe zu- 
gezogenen Hilfskräfte, soweit diese an Ma- 
növern oder anderen Übungen von Truppen 
teilnehmen. 

(2) Manöver oder andere Übungen dür- 
fen in der Regel die Dauer von 30 Tagen 
nicht überschreiten. Dasselbe Gelände soll für 
mehrtägige Übungen nur in Ausnahmefällen 
innerhalb eines Quartals wiederholt benutzt 
werden. 

§67 

unverändert 

§ 68 

(1) unverändert 


(2) Ohne eine besondere Einwilligung des 
Berechtigten dürfen die Truppen die ihnen 
nach Absatz 1 zustehenden Rechte nicht aus- 
üben auf 

bebauten Grundstücken und Verkehrsflug- 
häfen, 

Grundstücken, die wegen der land- oder 
forstwirtschaftlichen Nutzung oder als 
Wasserschutzgebiet durch die zuständigen 
Behörden als besonders schutzbedürftig er- 
klärt worden sind, 

Tier-, Naturschutzgebieten oder Natur- 
denkmalen, 

Stätten von religiöser, kultureller oder ge- 
schichtlicher Bedeutung, 

Friedhöfen, 

Anlagen, welche bestimmt sind, die Sicher- 
heit des Straßen-, Eisenbahn-, Wasserstra- 
ßen-, See- oder Luftverkehrs zu gewähr- 
leisten, 

Anlagen, welche bestimmt sind, die Nach- 
richtenübermittlung zu gewährleisten, 

Anlagen zur Ent- oder Bewässerung sowie 
zur Abwässerbeseitigung, 

Anlagen zum Schutz gegen Natur ge walten, 
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Anlagen zur Versorgung mit Wasser oder 

Energie wie Elektrizität und Gas. 

(3) Die Truppen dürfen Grundstücke in ge- 
ringerer als der sonst zulässigen Höhe über- 
fliegen , soweit die Bedingungen für die Durch- 
führung der Manöver dies ausdrücklich vor- 
sehen, 

§ 69 

In den Gebieten, in denen Manöver oder 
andere Übungen abgehalten werden sollen, 
sind Zeit, Ort und Durchführungsbedingungen 
durch die zuständige Landesbehörde minde- 
stens zwei Wochen vor Beginn in ortsüblicher 
Weise bekanntzugeben. 

§ 70 

(1) Die Truppen können nur auf Grund 
einer Vereinbarung mit den zuständigen Be- 
hörden die Verkehrswege ganz oder teilweise 
in Anspruch nehmen; die erforderlichen Maß- 
nahmen zur Durchführung dieser Vereinba- 
rung treffen die zuständigen Behörden. 

(2) Das Überqueren der Gleise von Schie- 
nenbahnen außerhalb der dazu bestimmten 
Übergänge ist verboten. Jedoch können Ein- 
zelgruppen zu Fuß, wenn die Erfordernisse 
der Manöver oder andere Übungen es drin- 
gend verlangen, die Gleise außerhalb der da- 
zu bestimmten Übergänge unter Beachtung 
der notwendigen Vorsichtsmaßnahmen über- 
schreiten; die Haftung für alle entstehenden 
Schäden übernimmt die Truppe , die das Ma- 
növer oder die Übung durchführt. 

(3) Die Truppen dürfen Gebiete der 
Hoheitsgewässer benutzen, soweit die Be- 
dingungen für die Durchführung der Manöver 
dies ausdrücklich vorsehen. Die zuständigen 
Behörden können auf Verlangen der Truppen 
solche Teilgebiete sperren. 

§71 

(1) Zur Unterbringung von Dienststellen, 
Personen, Tieren, Fahrzeugen, Waffen sowie 
Gerät und sonstigen Bedarfsgegenständen 
sind der Truppe die erforderlichen Räume 
zur Verfügung zu stellen, die die bisherige 
Zweckbestimmung zu beachten hat. 

(2) Als behelfsmäßige Unterkünfte sind 
auch solche Räume zur Verfügung zu stellen, 
die üblicherweise anders verwendet werden. 
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Anlagen zur Versorgung mit Wasser oder 

Energie wie Elektrizität und Gas. 

(3) Grundstücke dürfen in geringerer als 
der sonst zulässigen Höhe überflogen wer- 
den, soweit die Bedingungen für die Durch- 
führung der Manöver dies ausdrücklich ge- 
statten. 

§ 69 

unverändert 


§ 70 

(1) unverändert 


(2) Das Überqueren der Gleise von Schie- 
nenbahnen außerhalb der dazu bestimmten 
Übergänge ist verboten. Jedoch können Ein- 
zelgruppen zu Fuß, wenn die Erfordernisse 
der Manöver oder andere Übungen es drin- 
gend verlangen, die Gleise außerhalb der da- 
zu bestimmten Übergänge unter Beachtung 
der notwendigen Vorsichtsmaßnahmen über- 
schreiten; die Haftung für alle entstehenden 
Schäden übernimmt die Körperschaft, in de- 
ren Dienst die Truppe steht, die das Manöver 
oder die Übung durchführt. 

(3) unverändert 


§71 

(1) Zur Unterbringung von Dienststellen, 
Personen, Tieren, Fahrzeugen, Waffen sowie 
Gerät und sonstigen Bedarfsgegenständen 
sind der Truppe die erforderlichen Räume 
zur Verfügung zu stellen. Die Truppe hat die 
bisherige Zweckbestimmung zu beachten. 

(2) unverändert 
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(3) Nach den vorhandenen Möglichkeiten 
sind zur Verfügung zu stellen 

bei der Unterbringung nach Absatz 1 Be- 
leuchtung, Wasser und Heizung, 

bei der Unterbringung nach Absatz 2 Be- 
leuchtung, Wasser und Lagerstroh. 

(4) § 3 Abs. 4 bis 6, § 4 Abs. 2, § 15 
Satz 1, § 16, § 17 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, 
Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5, § 19, § 20 
Abs. 1 und § 21 Abs. 1 und 2 gelten sinn- 
gemäß. Gebäude oder bewegliche Sachen im 
Sinne des § 4 Abs. 3 dürfen nur angefordert 
werden, soweit Körperschaften, Anstalten 
oder Verbände, die diese Gebäude oder Sachen 
benutzen, durch die Anforderung in der Er- 
füllung ihrer Aufgaben nicht wesentlich be- 
einträchtigt werden. 

5 72 

Die Träger örtlicher Wasserversorgungs- 
anlagen haben den Truppen nach den vor- 
handenen Möglichkeiten Wasser für den 
Quartier-, Biwak- und sonstigen Bedarf zu 
liefern. § 17 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, Abs. 4 
Satz 1 und Abs. 5 gilt sinngemäß. 

§ 73 

Leistungspflichtig ist, wer die tatsächliche 
Gewalt über die angeforderte Sache ausübt. 

§ 74 

Leistungsempfänger ist die Körperschaft, in 
deren Dienst die Truppen stehen. Die zu- 
ständigen Stellen dieser Körperschaft bestim- 
men die Einheiten, Dienststellen oder Per- 
sonen, zu deren Gunsten die Leistungen er- 
bracht werden sollen. 

§ 75 

(1) Für die Leistungen, die nach §§ 71, 72 
erbracht werden müssen, ist eine angemessene 
Entschädigung zu gewähren. 

(2) Die Entschädigung ist an den Leistungs- 
pflichtigen zu zahlen, es sei denn, daß dieser 
einen anderen als Entschädigungsberechtigten 
bezeichnet oder der Anforderungsbehörde be- 
kannt ist, daß die Leistung aus dem Ver- 
mögen eines anderen erbracht ist. Hält der 
Leistungsempfänger den Leistungspflichtigen 
ohne grobe Fahrlässigkeit für entschädigungs- 
berechtigt, so wird er durch die Zahlung an 
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(4) § 3 Abs. 1, 4 bis 6, § 4 Abs. 2, § 15 
Satz 1, § 16, § 17 Abs. 1 Satz 1 Abs. 2, 
Abs. 4 Satz 1 und Abs. 5, § 19, § 20 Abs. 1 
und § 21 Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß. Ge- 
bäude oder bewegliche Sachen im Sinne des 
§ 4 Abs. 3 dürfen nur angefordert werden, 
soweit Körperschaften, Anstalten oder Ver- 
bände, die diese Gebäude oder Sachen benut- 
zen, durch die Anforderung in der Erfüllung 
ihrer Aufgaben nicht wesentlich beeinträch- 
tigt werden. 


§72 


unverändert 


§73 


unverändert 


§ 74 

unverändert 


§75 


unverändert 
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diesen befreit. Etwaige Ansprüche des Ent- 
schädigungsberechtigten gegen den Leistungs- 
pflichtigen als Empfänger der Zahlung bleiben 
unberührt. 

§ 76 

(1) Für Schäden, die an Grundstücken, Ge- 
bäuden , Straßen, Brücken, Wasserläufen, 
Häfen und sonstigen Verkehrs anlagen oder 
Verkehrseinrichtungen durch Manöver oder 
andere Übungen verursacht werden, ist Ersatz 
zu leisten. Die Ersatzleistung bemißt sich im 
Falle der Zerstörung nach dem gemeinen 
Wert, im Falle der Beschädigung nach der 
Höhe der notwendigen Kosten der Wieder- 
herstellung oder der Instandsetzung, höchstens 
jedoch nach dem gemeinen Wert der Sache. 

(2) Im Falle der Beschädigung eines land- 
oder forstwirtschaftlichen Grundstüdes durch 
die Benutzung zu Manövern oder anderen 
Übungen ist außerdem für eine infolge der 
Beschädigung eingetretene Ertragsminderung 
angemessener Ersatz zu leisten. 

(3) Wird eine nach § 71 zum Gebrauch 
überlassene Sache verschlechtert oder beschä- 
digt, so gilt § 28 Abs. 3 sinngemäß. 

§ 77 

Leistungen nach §§ 71, 72 werden durch 
Behörden angefordert (Anforderungsbehör- 
den), die nach § 5 Abs. 1 durch Rechts Ver- 
ordnung bestimmt werden. Die Vorschriften 
des § 5 Abs. 2 und 3 finden sinngemäß An- 
wendung. 

§ 78 

Die Vorschriften des § 6 Abs. 1 und 2 und 
des § 8 Abs. 1 finden Anwendung. 

§ 79 

(1) Für die Durchführung der Anforde- 
rung gelten die Vorschriften der §§ 37 bis 41, 
45, 47 und 48 sinngemäß. 

(2) Für die Entschädigung nach § 75 gelten 
die Vorschriften der §§ 30, 34 Abs. 2, 36, 49 
bis 60, 61 Abs. 1 und 62 bis 65 sinngemäß. 

§ 80 

(1) Das Verfahren für die Abgeltung der 
Schäden, für welche die Streitkräfte nach § 76 
ersatzpflichtig sind, sowie die Fristen für die 
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§76 

(1) Für Schäden, die an Grundstücken, bau- 
lichen Anlagen, Straßen, Brücken, Wasser- 
läufen, Häfen und sonstigen Verkehrsanlagen 
oder Verkehrseinrichtungen einschließlich 
ihres Zubehörs durch Manöver oder andere 
Übungen verursacht werden, ist Ersatz zu 
leisten. Die Ersatzleistung bemißt sich im 
Falle der Zerstörung nach dem gemeinen 
Wert, im Falle der Beschädigung nach der 
Höhe der notwendigen Kosten der Wieder- 
herstellung oder der Instandsetzung. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§77 

unverändert 


§78 

unverändert 

§79 

(1) Für die Durchführung der Anforde- 
rung gelten die Vorschriften der §§ 37 bis 41, 
45, 47 und 48. 

(2) Für die Entschädigung nach § 75 und 
Ersatzleistung nach § 76 gelten die Vorschrif- 
ten der §§ 26 Abs. 4, 34 Abs. 2, 36, 49 bis 60, 
61 Abs. 1 und 62 bis 65 a. 

§ 80 

(1) Das Verfahren für die Abgeltung der 
Schäden, für welche die Streitkräfte nach 
§ 76 ersatzpflichtig sind, sowie die Fristen 
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Geltendmachung der Ansprüche auf Ersatz- 
leistung werden, soweit die Stationierungs- 
truppen in Betracht kommen, nach Artikel 8 
des Finanzvertrages vom 26. Mai 1952 und 
dem hierzu erlassenen Ausführungsgesetz be- 
stimmt. 

(2) Stehen Truppen im Dienste eines Lan- 
des, so gelten die landesrechtlichen Vor- 
schriften. 

(3) Soweit Truppen , die im Dienste des 
Bundes stehen , für Schäden nach § 76 haften , 
werden durch Rechtsverordnung der Bundes- 
regierung , , die der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf , die Behörden bestimmt , die für 
die Festsetzung der Ersatzleistung zuständig 
sind. § 79 Abs. 2 gilt sinngemäß. 


Vierter Teil 

Ordnungswidrigkeiten und 

Strafbestimmungen 

§ 81 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich als Leistungspflichtiger 

1. den Gegenstand einer Anforderung ver- 
äußert, beiseite schafft, beschädigt, zerstört, 
unbrauchbar macht oder verderben läßt; 

2. sich einer Leistung nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 
entzieht oder in anderer Weise den Zweck 
der Leistung wesentlich beeinträchtigt; 

3. der Anordnung, eine Leistung vorzuberei- 
ten (§5 19, 41 ), zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche 
Mark geahndet werden. 


(3) Ist die Ordnungswidrigkeit fahrlässig 
begangen , so kann eine Geldbuße bis zu fünf- 
tausend Deutsche Mark festgesetzt werden. 

(4) Die Bußgeldandrohung gilt auch dem 
gesetzlichen Vertreter des Leistungspflichtigen 
und demjenigen , der in den Fällen einer An- 
forderung nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 und 7 die 
tatsächliche Gewalt über die Sache ausübt. 
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für die Geltendmachung der Ansprüche auf 
Ersatzleistung werden, soweit die Stationie- 
rungstruppen in Betracht kommen, nach 
Artikel 8 des Finanzvertrages vom 26. Mai 
1952 bestimmt. 

(2) Stehen uniformierte Verbände oder 
Einheiten im Dienste eines Landes, so gelten 
die landesrechtlichen Vorschriften. 

(3) entfällt 


Vierter Teil 

Bußgeld und 

Strafbestimmungen 

§ 81 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Lei- 
stungspflichtiger vorsätzlich oder fahrlässig 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. der schriftlichen Anordnung, eine Leistung 
vorzubereiten (§ 19), zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn 
sie vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark, 
wenn sie fahrlässig begangen ist, mit einer 
Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 

(3) entfällt 


(4) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 
gelten auch für die gesetzlichen Vertreter des 
Leistungspflichtigen und in den Fällen einer 
Anforderung nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 und 7 
auch für den, der die tatsächliche Gewalt 
über die Sache ausübt. 
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(5) Anforderungsbehörden, die Bundesbe- 
hörden sind, nehmen die Befugnisse der Ver- 
waltungsbehörden im Sinne des § 73 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten vom 
25. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 177) und 
der obersten Verwaltungsbehörde im Sinne 
des § 66 Abs. 2 dieses Gesetzes wahr. 

§ 82 

Wer in der Absicht, die angeforderte Lei- 
stung zu vereiteln, eine der in § 81 Abs. 1 
bezeidmeten Handlungen begeht und dadurch 
das öffentliche Wohl gefährdet, wird mit Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren und mit Geldstraf e 
oder mit einer dieser Strafen bestraft. ' 


Fünfter Teil 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 83 

Das Gesetz über Sachleistungen für Reichs- 
aufgaben (Reichsleistungsgesetz) vom 1. Sep- 
tember 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1645) wird , 
soweit es Bundesrecht geworden ist, aufge- 
hoben. 


§ 84 

(1) Werden Grundstücke im Eigentum von 
Gebietskörperschaften nach diesem Gesetz 
angefordert, so beschränkt sich die Entschä- 
digung, wenn und soweit diese Grundstücke 
nicht Erwerbszwecken dienen, auf den Ersatz 
der fortlaufenden Aufwendungen, insbeson- 
dere Schuldzinsen für Fremdkapital, Betriebs- 
kosten und Versicherungsbeiträge. Darüber 
hinaus sind die durch die Anforderung ver- 
ursachten Aufwendungen, soweit sie den Um- 
ständen nach notwendig waren und der Höhe 
nach angemessen sind, zu erstatten. Die Miete 
für Ersatzräume ist insoweit zu erstatten, als 
sie die fortlaufenden Aufwendungen für das 
angeforderte Grundstück übersteigt. 


(2) Für Sachen im Eigentum der Bundes- 
republik, die für Zwecke der Streitkräfte an- 
gefordert oder nach § 85 Abs. 1 weiter in 
Anspruch genommen werden, werden Entschä- 
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§ 82 

Wer in der Absicht, die angeforderte Lei- 
stung zu vereiteln, eine der in § 81 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 bezeichneten Handlungen begeht 
und dadurch vorsätzlich das öffentliche Wohl 
erheblich gefährdet, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit 
einer dieser Strafen bestraft. 


Fünfter Teil 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 83 

Das Gesetz über Sachleistungen für Reichs- 
aufgaben (Reichsleistungsgesetz) vom 1. Sep- 
tember 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1645) und 
die zu seiner Durchführung ergangenen Vor- 
schriften werden, soweit sie Bundesrecht ge- 
worden sind, aufgehoben. 

§ 84 

(1) Werden Grundstücke im Eigentum 
von Gebietskörperschaften nach diesem Ge- 
setz angefordert, so bemißt sich die Entschä- 
digung, wenn und soweit diese Grundstücke 
nicht Erwerbszwecken dienen, nach dem Er- 
satz der fortlaufenden Aufwendungen, ins- 
besondere Schuldzinsen für Fremdkapital, 
Betriebskosten und Versicherungsbeiträge so- 
wie einem angemessenen Betrag für Ab- 
nutzung. Darüber hinaus sind die durch die 
Anforderung verursachten Aufwendungen, 
soweit sie den Umständen nach notwendig 
waren und der Höhe nach angemessen sind, 
zu erstatten. Die Miete für Ersatzräume ist 
insoweit zu erstatten, als sie die fortlaufen- 
den Aufwendungen für das angeforderte 
Grundstück übersteigt. 

(2) unverändert 
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digung und Ersatzleistung insoweit nicht ge- 
währt, als sich die Bundesrepublik in zwi- 
schenstaatlichen Verträgen mit der unentgelt- 
lichen Nutzung dieser Sachen durch die Streit- 
kräfte und ihre Mitglieder einverstanden er- 
klärt und auf den Ersatz von Schäden an die- 
sen Sachen verzichtet hat. 

(3) Absatz 2 findet auf Sachen, die im 
Eigentum des früheren Deutschen Reichs 
standen und auf Grund des Bundesgesetzes 
zur vorläufigen Regelung der Rechtsverhält- 
nisse des Reichsvermögens und der preußi- 
schen Beteiligungen vom 21. Juli 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 467) und der Verordnung 
zur Durchführung des § 6 dieses Gesetzes vom 
26. Juli 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 471) der 
Verwaltung des Bundes unterliegen, sinnge- 
mäß Anwendung. 

§ 85 

(1) Werden Sachen , die bis zum Inkrafttre- 
ten des Protokolls über die Beendigung des 
Besatzungsregimes in der Bundesrepublik 
Deutschland in Anspruch genommen waren , 
gemäß Artikel 13 des Ersten Teils des Ver- 
trages zur Regelung aus Krieg und Besatzung 
entstandener Fragen über diesen Zeitpunkt 
hinaus von den Regierungen des Vereinigten 
Königreichs von Großbritannien und Nord- 
irland , der Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika und der Französischen Republik 
zur Unterbringung ihrer Botschaften und 
Konsulate benutzt , so finden die Vorschriften 
dieses Gesetzes über Entschädigung und Er- 
satzleistung Anwendung . Das gleiche gilt für 
Inanspruchnahme , die nach Artikel 48 Abs. 1 
des Vertrages über die Rechte und Pflichten 
ausländischer Streitkräfte und ihrer Mitglie- 
der in der Bundesrepublik Deutschland 
( Truppenvertrag ) f ortbestehen. 

(2) Werden Sachen unmittelbar im An- 
schluß an die bisherige Inanspruchnahme nach 
Ablauf der in Artikel 48 Abs. 1 des Truppen- 
vertrages vorgesehenen Jahresfrist angefor- 
dert y so finden § 3 Abs. 4 und 5 und § 4 
Abs. 2 Nr. 2, 4 bis 7 und Abs. 3 keine An- 
wendung. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


(3) unverändert 


§ 85 

entfällt 


§ 85 a 

(1) Sachen, die nach dem Gesetz über die 
vorläufige Fortgeltung der Inanspruchnahme 
von Gegenständen für Zwecke der auslän- 
dischen Streitkräfte und ihrer Mitglieder 
vom (Bundesgesetzbl. IS. . . .) 
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Beschlüsse des 8. Ausschusses 


für in Anspruch genommen erklärt worden 
sind und deren Inanspruchnahme nicht bis 
zum Inkrafttreten dieses Gesetzes aufgehoben 
worden ist, können im Anschluß an die bis- 
herige Inanspruchnahme weiter angefordert 
werden, soweit das zur Erfüllung der sich 
aus Artikel 48 Abs. 2 des Truppenvertrages 
ergebenden Verpflichtungen notwendig ist. 
§ 3 Abs. 5 und § 4 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 
finden keine Anwendung. Die Anforderung 
wird mit der Zustellung des Leistungsbeschei- 
des vollziehbar; Rechtsbehelfe haben keine 
aufschiebende Wirkung. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 treten 
zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses Gesetzes 
außer Kraft. Die weitere Anforderung nach 
Absatz 1 gilt als erneute Anforderung im 
Sinne des § 2 Abs. 3 Satz 2. 

(3) Wohnungen, die für Zwecke der aus- 
ländischen Streitkräfte oder ihrer Mitglieder 
errichtet worden sind, sowie Wohnungen, 
die im Rahmen der Ersatzbauprogramme für 
Altbesatzungsverdrängte errichtet, jedoch den 
ausländischen Streitkräften oder ihren Mit- 
gliedern zur Nutzung überlassen worden 
sind, können ohne die sich aus § 2, § 3 Abs. 1 
und diesem Paragraphen ergebenden Be- 
schränkungen angefordert werden. 

§ 85 b 

Für Schäden an beweglichen Sachen, auf die 
§ 85a Anwendung findet, ist unter den Vor- 
aussetzungen des § 8 des Gesetzes über die 
Abgeltung von Besatzungsschäden vom 1. De- 
zember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 734) und 
in dem dort vorgesehenen Umfang eine zu- 
sätzliche Ersatzleistung zu gewähren. 

§ 85 c 

(1) Sind auf Grundstücken, auf die § 85a 
Anwendung findet, während der Inanspruch- 
nahme bauliche Veränderungen vor genom- 
men worden, so ist dem Eigentümer Ersatz 
zu leisten, wenn das Grundstück infolge der 
Veränderung seinem ursprünglichen Verwen- 
dungszweck nicht mehr zu dienen geeignet 
oder seine Benutzung wesentlich beeinträch- 
tigt oder seine Bewirtschaftung wesentlich 
erschwert ist. 

(2) Die Höhe der Ersatzleistung bemißt 
sich nach den Kosten, die notwendigerweise 
aufgewendet werden müssen, um die Ver- 
änderungen zu beseitigen und den früheren 
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Zustand wiederherzustellen. Stehen die 
Kosten in keinem angemessenen Verhältnis 
zu den Nachteilen, die dem Eigentümer in- 
folge der Veränderungen erwachsen, so be- 
schränkt sich die Ersatzleistung auf einen 
Ausgleich für diese Nachteile. 

(3) Die Auszahlung der Ersatzleistung nach 
Absatz 2 Satz 1 kann von der Bedingung 
abhängig gemacht werden, daß die baulichen 
Veränderungen tatsächlich beseitigt werden. 

(4) Hat sich der Wert eines Grundstückes 
durch bauliche Veränderungen während der 
Inanspruchnahme erhöht, so bestimmt sich 
die Verpflichtung des Eigentümers zum Aus- 
gleich der Werterhöhung nach dem in § 6 
Abs. 2 des Gesetzes über die Abgeltung von 
Besatzungsschäden vorbehaltenen Gesetz. Ein 
Ausgleich ist nicht zu zahlen, soweit die 
Werterhöhung nach § 34 dieses Gesetzes bei 
der Bemessung einer Entschädigung oder Er- 
satzleistung zu berücksichtigen ist. 

(5) § 20 Abs. 4 und 5 dieses Gesetzes fin- 
det keine Anwendung. 

§ 85 d 

Die Vorschriften dieses Gesetzes über die 
Entschädigung und Ersatzleistung gelten mit 
Wirkung vom 5. Mai 1955, 12 Uhr, auch für 
die Inanspruchnahme von Sachen nach Ar- 
tikel 48 Abs. 1 des Truppen Vertrages, Ar- 
tikel 13 des Ersten Teils des Vertrages zur 
Regelung aus Krieg und Besatzung entstan- 
dener Fragen und dem Gesetz über die vor- 
läufige Fortgeltung der Inanspruchnahme 
von Gegenständen für Zwecke der auslän- 
dischen Streitkräfte und ihrer Mitglieder. 

§ 85 e 

Auf Grundstücke, die von den Behörden 
einer beteiligten Macht zur Errichtung von 
nicht nur vorübergehenden Zwecken die- 
nenden Bauwerken und Anlagen in Anspruch 
genommen worden sind und auf Grund- 
stücke, die von den Behörden einer beteilig- 
ten Macht zu Schutzbereichzwecken in An- 
spruch genommen oder in dieser Weise be- 
handelt worden sind, finden §§ 85 a bis 85 d 
keine Anwendung. 


§ 85 f 

Die Festsetzung der Entschädigung und der 
Ersatzleistung für Inanspruchnahmen, die vor 
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§ 86 

Dieses Gesetz findet keine Anwendung für 
das Gebiet des militärischen Eisenbahnwesens. 


§ 87 

Soweit durch die Vorschriften dieses Ge- 
setzes die Grundrechte nach Artikel 13 und 14 
des Grundgesetzes berührt werden 3 werden 
diese Grundrechte eingeschränkt. 

§ 88 

Dieses Gesetz tritt am in 

Kraft. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

Erlaß dieses Gesetzes angeordnet waren oder 
sich als weitere Anforderungen im Sinne des 
§ 85a darstellen, bleibt den bisher dafür zu- 
ständigen Landesbehörden Vorbehalten. 

§ 86 

Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf 

die Inanspruchnahme von Beförderungs- 
leistungen der Eisenbahnen des öffentlichen 
Verkehrs. 

§ 86 a 

Der Senat der Freien und Hansestadt 
Hamburg wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung eine von § 58 Abs. 1 abwei- 
chende Regelung zu treffen. 

§ 87 

Soweit durch die Vorschriften dieses Ge- 
setzes das Grundrecht nach Artikel 13 des 
Grundgesetzes berührt wird, wird dieses 
Grundrecht eingeschränkt. 

'§ 88 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 1956 in 
Kraft. 
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